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Liebe Kolleginnen und Kollegen, 

eine	beeindruckende	Tarifrunde	für	die	Beschäftigten	beim	Bund	
und	in	den	Kommunen,	also	auch	für	zigtausende	Erzieherin-
nen,	sozialpädagogische	Assistenten	und	Schulsozialarbeiter*in-
nen,	liegt	hinter	uns.	Kampfbereit	und	aktiv	haben	sich	die	Kol-
leg*innen	eingesetzt.	Aus	Sicht	der	GEW	konnte	ein	akzeptables,	
ein respektables Ergebnis erzielt werden. Ein Ergebnis, das mit-
halten	kann	mit	denen	anderer	Gewerkschaften	und	Branchen.	
Das	ist	auch	erforderlich,	um	die	Gehälter	der	Beschäftigten	in	
Zeiten	von	hoher	 Inflation	vor	Reallohnverlusten	zu	schützen	
und	um	den	öffentlichen	Dienst	konkurrenzfähig	zu	machen	im	
Wettstreit	um	Fachkräfte.	
Nun	geht	es	im	Herbst	um	die	Tarifrunde	Länder.	Lehrkräfte,	

sozialpädagogische	Fachkräfte	beim	Studentenwerk	und	Land,	
wie	z.B.	die	Schulassistent*innen,	Hochschulbeschäftigte,	stu-
dentisch	Beschäftigte	an	den	Hochschulen,	denen	immer	noch	
ein	Tarifvertrag	verwehrt	wird,	sowie	Beamt*innen	–	sie	alle	sol-
len	und	wollen	von	der	Tarifrunde	Länder	profitieren.	Wir	wer-
den	uns	gut	organisieren	müssen,	wenn	wir	für	die	Beschäftigen	
beim Land ordentliche Ergebnisse erzielen wollen. Die Landes-
regierung zählt bereits die Kröten, redet von Haushaltzwängen 
und	Schulden	statt	von	guten	Gehältern,	um	konkurrenzfähig	
zu	werden	im	Ringen	um	Fachkräfte.	Zu	geringe	Gehälter	und	
schlechte	Arbeitsbedingungen		fallen	der	Landesregierung	be-
reits	jetzt	auf	die	Füße.	

Ein Beispiel

Im	Sozialausschuss	des	Landtages	ging	es	um	Fachkräftegewin-
nung	für	die	Kitas!	Die	GEW	war	zur	Stellungnahme	eingeladen	
und	kritisierte	die	Regelungen	im	geplanten	Kita-Gesetz,	die	auf	
De-Professionalisierung	und	Schmalspurqualifikationen	setzen.	
Zum	Entsetzen	aller	berichtete	unsere	Kollegin	Anja	Hamann	aus	
Heide	über	die	Entscheidung	des	RBZ	in	Dithmarschen,	über	200	
Bewerberinnen	für	die	Ausbildung	als	Sozialpädagogische	Assis-
tentin	eine	Absage	zu	erteilen.	Nur	eine	Klasse	mit	25	wird	an-
genommen!	Keine	Erzieherin	soll	ausgebildet	werden.	Für	Anja	
Hamann, GEW-Kollegin, Erzieherin und Fortbildnerin in Kitas, 
ein	Unding!	Es	muss	alles	dafür	getan	werden,	dass	mehr	Ausbil-
dung	stattfindet.	Die	Kolleg*innen	werden	dringend	gebraucht.	
Der	Teufelskreis	des	Fachkräftemangels	 in	Erziehung	und	Bil-
dung	und	den	Folgen	für	die	Kinder	und	Jugendlichen	ist	be-
reits		Realität	geworden!	Es	fehlen	Lehrkräfte	allerorten,	nicht	
nur	an	Grundschulen	–	auch	an	den	Berufsbildenden	Schulen	für	

die	Erzieher*innenausbildung.	Das	Land	muss	attraktiver	wer-
den	als	Arbeitgeber!	Ist	die	Priorität	Bildung	angekommen?	Ob	
wohl	auch	die	Ausbildung	von	Polizist*innen	oder	KFZ-Mechat-
roniker*innen	abgesagt	worden	wäre,	der	Firma	vor	Ort	gesagt	
worden	wäre,	tut	uns	leid,	die	Azubis	von	VW	oder	in	spe	von	
Northvolt	bilden	wir	nicht	aus?	Oder	spielt	hier	auch	die	Ge-
ringschätzung	pädagogischer	Berufe	eine	Rolle?	Bildung	muss	
in	den	Fokus,	wenn	wir	das	Fachkräfteproblem	lösen	wollen.	
Wenn es nicht immer schlimmer werden soll.  

Das	Fachkräftethema	wird	auch	das	zentrale	Thema	bei	der	
Umsetzung	des	Ganztages,	wenn	es	denn	ein	qualitätsvoller	Ganz-
tag	werden	soll.	Vergleicht	man	die	bisherige	Ausstattung	des	
Ganztages in Schleswig-Holstein mit der anderer Bundesländer, 
stellt	man	schnell	fest:	so	kann	es	nicht	bleiben.	Das	Fachkräf-
tegebot des Sozialgesetzbuches muss endlich auch im Ganztag 
an den Grundschulen umgesetzt werden, damit durch ganztä-
gige Bildung ein Beitrag geleistet wird zu mehr Bildungsgerech-
tigkeit.	Diese	Chance	darf	nicht	vertan	werden.	

Bildungswende jetzt!

Wir erleben eine massive Bildungskrise. Die GEW appelliert da-
her zusammen mit einem breiten Bündnis an die Politik „Bil-
dungswende jetzt: Für ein gerechtes und inklusives Bildungssys-
tem…. Ein enormer und sich vergrößernder Mangel an Lehrer*in-
nen und Erzieher*innen trifft auf ein veraltetes, unterfinanziertes 
und segregiertes Bildungssystem, das sozial ungerecht ist. Kin-
der und Jugendliche werden viel zu oft nicht ausreichend auf die 
Zukunft vorbereitet…. Dieses hat maßgeblichen Einfluss auf die 
Bildungsbiografien, Zukunftschancen und Lern- und Arbeitsbe-
dingungen… sowie auf die Frage, ob sich die soziale Spaltung 
weiter verschärft oder ihr entgegen gewirkt wird.“ 

Deshalb fordern wir gemeinsam

–		ein	 Sondervermögen	 Bildung	 in	 Höhe	 von	mindestens	 100	
Mrd.	 €	 und	mindestens	 10	 Prozent	 des	 BIP	 jährlich	 für	 Bil-
dung & Forschung, 

–		eine	Ausbildungsoffensive	für	Lehrer*innen	und	Erzieher*innen,	
–		Schule	zukunftsfähig	und	inklusiv	zu	gestalten.
Dafür	brauchen	wir	einen	Bildungsgipfel,	der	den	Namen	ver-
dient	und	den	Aufgaben	gerecht	wird.	
Dafür	werden	wir	uns	aktiv	gemeinsam	in	den	nächsten	Wochen	
und Monaten einsetzen! 

Auf dem Weg über 
Hügel zum Gipfel
Gute Bildung braucht mehr als nette Worte

von Astrid Henke 
Landesvorsitzende der GEW Schleswig-Holstein
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Aus DeR PRAxis

A uf	 den	 Veranstaltungen	 zum	 Thema	
„Was	dürfen	Lehrkräfte?“	(siehe	Artikel	

auf	Seite	19)	fragen	wir	regelmäßig	auch	da-
nach,	welchen	Teilnehmer*innen	der	„Not-
fallwegweiser“	 bekannt	 ist.	 Meistens	mel-
den	sich	nur	wenige	Teilnehmer*innen,	vie-
le hören davon in der Veranstaltung zum ers-
ten Mal. 

Der	 Notfallwegweiser	 ist	 eine	 Handrei-
chung	des	Bildungsministeriums	für	den	Um-
gang	mit	möglichen	Krisenfällen	an	Schulen.	
Entstanden	ist	er	nach	dem	Amoklauf	an	ei-
nem	Gymnasium	in	Erfurt.	Nach	unserer	Auf-
fassung	sollte	diese	Handreichung	nicht	nur	
physisch	als	Ordner	in	jedem	Lehrerzimmer	
stehen.	Vielmehr	sollte	er	–	und	das	ist	auch	
die Intention des Ministeriums - an die je-
weiligen örtlichen Gegebenheiten angepasst, 

fortlaufend	aktualisiert	und	genutzt	werden.		
Für	eine	Auseinandersetzung	mit	den	Vor-

schlägen	 des	 Notfallwegweisers	 und	 eine	
Adapt	ion	 der	 jeweiligen	 Leitfäden	 für	 ver-
schieden Krisensituationen an die Situati-

on	vor	Ort	bieten	sich	zum	Beispiel	Schul-
entwicklungstage (SET) an. Richtig einge-
setzt, kann diese Handreichung ein wirksa-
mes Mittel sein, sich als Kollegium präven-
tiv	mit	möglichen	Krisen	zu	beschäftigen.	Im	
Falle eines Falles, der möglichst nie eintreten 
möge, ist dann wenigstens ein strukturier-
tes	Handeln	nach	vorher	festgelegten	Rou-
tinen möglich. 
Neben	Handlungsorientierung	zu	Großer-

eignissen	bietet	der	Wegweiser	außerdem	an-
passbare	Leitlinien	für	das	weite	Feld	„Gewalt	
an	Schüler*innen	und	Lehrkräften“.	Auch	hier	
ist	es	unserer	Meinung	nach	nötig,	im	Vorfeld	
ein gemeinsames, einheitliches Handeln al-
ler	Kolleg*innen	abzustimmen	und	dieses	im	
„lokalen“	Notfallwegweiser	zu	dokumentie-
ren.	Hierbei	kann	zum	Beispiel	auf	die	Un-
terstützung des IQSH und des schulpsycho-
logischen	Dienstes	zurückgegriffen	werden.	

Christian Steenbuck,
Leiter der GEW-Rechtschutzstelle

Matthias Heidn,
Schriftleiter von „Bildung zwischen den Meeren“

Jetzt wird geackert!
Gemüseacker als Naturerlebnisraum

J etzt	 wird	 geackert“	 heißt	 es	 seit	 den	
Osterferien	 wieder	 für	 die	 Kinder	 der	

Grundschule Eichholz in Lübeck. In Zusam-
menarbeit	mit	der	GemüseAckerdemie	von	
Acker	e.V.	starteten	die	Grundschule	und	das	
Schulkinderhaus	2020	einen	Gemüseacker.	
Auf	etwa	30	m²	bauen	die	Kinder	viele	ver-
schiedene Sorten Gemüse an. Mit dabei sind 
alltägliche	Sorten,	wie	zum	Beispiel	Kartof-
feln,	Zucchini,	Tomaten,	Mais,	Karotten	und	
Radieschen.	Aber	auch	Gemüsesorten,	die	
die Kinder (und auch einige Erwachsene) vor-
her noch nie gegessen haben, sind mit da-
bei: Fenchel, Mangold, Palmkohl und Schwar-
zwurzeln.	Über	ein	„Ackerjahr“	können	die	
Kinder miterleben, wie aus winzig kleinem 
Saatgut wohlschmeckendes Gemüse wird. 
Damit	ist	aber	auch	richtig	viel	Arbeit	ver-

bunden. Vom Umgraben und Beete anlegen 
im	 Frühjahr,	 über	 die	 Aussaat,	 Pflege	 und	
Ernte des Gemüses bis hin zum Mulchen im 
Herbst	–	alles	dürfen	die	Kinder	selbst	erledi-
gen. Fachliche und vor allem praktische Un-
terstützung erhalten sie dabei vom Team der 
GemüseAckerdemie	und	den	AckerCoaches.	
Die	sind	echte	Experten	für	Gemüse,	leiten	
die	ersten	Pflanzungen	an	und	stehen	den	
Kindern und den Erwachsenen der Schule 
immer mit Rat und Tat zur Seite. 

Dabei lernen die Kinder nicht nur ganz viel 
über	Gemüse	und	Ackertätigkeiten.	Teamar-
beit, Selbstständigkeit und Durchhaltever-
mögen	sind	gefragt.	Werden	die	Kinder	zu	
Beginn	des	Ackerjahres	noch	stark	von	den	
Lehrer*innen	und	Erzieher*innen	angeleitet,	
ist	das	Ziel,	dass	sie	im	Laufe	des	Jahres	alle	
Ackertätigkeiten	selbstständig	übernehmen.	
Zu	Beginn	der	wöchentlichen	Ackerstun-

de	wird	auf	einem	Ackerrundgang	erstmal	
nachgeschaut,	welche	Aufgaben	anstehen.	
Die Kinder entscheiden selbst, ob heute ge-
wässert, Unkraut gejätet, Tomaten ausge-
geizt,	Kartoffeln	gehäufelt	oder	geerntet	wer-
den	muss.	Dabei	kann	die	Aufgabenvertei-

lung schon mal schwierig werden: an einem 
heißen	Sommertag	hat	niemand	Lust,	Un-
kraut zu jäten. Mit ganz viel Freiraum, selbst 
zu entscheiden, haben die Kinder aber auch 
hierfür	immer	eine	Lösung	gefunden.	

Vor allem beim Umgraben im Frühjahr und 
im Herbst und beim Beete anlegen ist Team-
arbeit	gefragt:	Während	ein	Kind	mit	dem	
Spaten eine Reihe umgräbt, wird die Erde 
von	den	Teampartner*innen	mit	Grabgabeln	
und	Hacken	aufgelockert	und	verteilt.	Wenn	
man	dabei	einen	Regenwurm	findet,	weiß	
man: Hier ist der Boden gut! Sind die ersten 
Setzlinge im Boden, werden die Beete von 
den	Kindern	gehegt	und	gepflegt.	
Mit	 der	 Ackerlehrerin	 lernen	die	Kinder,	

wie	 Kartoffeln	 angehäufelt,	 Karotten	 und	
Radieschen vereinzelt, Tomaten ausgegeizt 
und Mulchbeete angelegt werden. Und vor 
allem:	Hacken.	Die	GemüseAckerdemie	ar-
beitet	nach	dem	Prinzip	„1x	hacken	ersetzt	
3x	Wässern“.	Durch	das	Hacken	wird	der	Bo-
den	aufgelockert,	sodass	das	Wasser	besser	
in	die	tieferen	Bodenschichten	sickern	kann	
und weniger Wasser verdunstet. 
Wie	ein	Acker	aussieht,	auf	dem	kein	Un-

kraut	gejätet	wird,	können	die	Kinder	auf	dem	
Experimentierbeet beobachten. Diesen und 
ganz viele andere nützliche Tipps bekommt 

man	von	der	GemüseAckerdemie.	Der	Ver-
ein bietet nicht nur praktische Unterstützung 
bei	der	Anbauplanung	oder	den	Pflanzun-
gen,	sondern	liefert	auch	das	Saatgut	und	die	
Setzlinge.	Auf	der	Internetseite	finden	Leh-
rer-	und	Erzieher*innen	außerdem	Videoan-
leitungen	zu	den	verschiedenen	Ackertätig-
keiten	oder	Hinweise,	wie	man	die	Ackerstun-
den gestalten kann. 
Wenn	ihr	jetzt	auch	Lust	habt,	Ackerschule	

zu werden, solltet ihr zwei Erwachsene und 
mindestens	60	Minuten	Ackerzeit	pro	Woche	
einplanen,	um	euren	Acker	zu	pflegen.	Wenn	
große	Tätigkeiten	wie	Pflanzungen	oder	Um-
graben anstehen, schon mal mehr. Die Mühe 
ist es aber wert, wenn die Kinder mit strah-
lenden	Augen	ihr	selbstangebautes	Gemüse	
essen	oder	dem	Rest	der	Schule	auf	Acker-
führungen	stolz	ihr	Können	präsentieren!

Sarah Izydorczyk,
Mitglied der Redaktion

Der Notfallwegweiser 
Was tun bei Krisen in der Schule?

D er schleswig-holsteinische Landtag hat 
die Höchstaltersgrenze zur Verbeam-

tung	von	bisher	45	Jahren	auf	nun	50	Jah-
re angehoben. Er will damit u.a. Unterbre-
chungszeiten	des	beruflichen	Werdeganges	
durch Erziehungszeiten besser Rechnung tra-
gen.	Hierfür	hatte	sich	die	GEW	jahrelang	ein-
gesetzt.	Indem	das	Land	nun	Personen	im	Al-
ter	von	ca.	40	bis	50	Jahren	den	Zugang	ins	
Beamtenverhältnis ermöglicht, zielt es vor 
allem	auf	Quer-	und	Seiteneinsteiger*innen	
für	die	Schulen.
Die	 Verbeamtung	 kann	 erfolgen,	 wenn	

die	weiteren	Voraussetzungen	für	eine	Ver-
beamtung	(u.a.	fachliche	und	gesundheitli-
che	Eignung)	ebenfalls	vorliegen.	Diese	An-
hebung	kann	sich	auch	auf	Kolleg*innen	aus-
wirken, deren Verbeamtung in der Vergan-

genheit	allein	aufgrund	der	Überschreitung	
der	Höchstaltersgrenze	von	45	Jahren	abge-
lehnt	worden	ist	und	die	aktuell	das	50.	Le-
bensjahr	noch	nicht	vollendet	haben.	Betrof-
fene	sollten	daher	nun	auf	dem	Dienstweg	
einen	erneuten	formlosen	Antrag	auf	Verbe-
amtung stellen. Darin kann auch ein Verweis 
auf	diese	Anhebung	der	Altersgrenze	aufge-
nommen werden.

Bei Überschreiten der Höchstaltersgren-
ze	von	nun	50	Jahren	kommt	eine	Verbeam-
tung auch weiterhin nur mit einer Zustim-
mung	des	Finanzministeriums	(§	48	Abs.	3	
LHO)	bzw.	in	den	Ausnahmefällen	des	§	48	
Abs.	2	LHO	in	Betracht.

Nach einer Meldung auf der 
Homepage der GEW SH.
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Ergänzende	
Informationen	
findet	ihr	hier:

Verbeamtung
Höchstaltersgrenze von 45 auf 50 Jahre angehoben

Entstanden nach  
dem Amoklauf an  

einem Gymnasium
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GanztaGsschule

E in	Kind,	das	 im	Schuljahr	2026/2027	oder	 in	den	 folgen-
den	Schuljahren	die	erste	Klassenstufe	besucht,	hat	ab	dem	

Schuleintritt	bis	zum	Beginn	der	fünften	Klassenstufe	einen	An-
spruch	auf	Förderung	in	einer	Tageseinrichtung.	Der	Anspruch	
besteht	an	Werktagen	 im	Umfang	von	acht	Stunden	 täglich.“	
So	lautet	die	zum	01.	August	2026	in	Kraft	tretende	Änderung	
des SGB VIII (Sozialgesetzbuch) durch das „Gesetz zur ganztä-
gigen Förderung von Kindern im Grundschulalter“ (Ganztags-
förderungsgesetz	–	oder	kurz	GaFöG).	Da	 ist	er	nun	also:	Der	
Eintritt	in	die	verbindliche	Ganztagsschule	für	alle	Schüler*in-
nen	im	Grundschulalter!	Oder	nicht?	„Der	Anspruch	des	Kindes	
[…]	gilt	im	zeitlichen	Umfang	des	Unterrichts	sowie	der	Angebo-
te	der	Ganztagsgrundschulen,	einschließlich	der	offenen	Ganz-
tagsgrundschulen,	als	erfüllt.“	(Artikel	1,	Nummer	3,	Satz	3	des	
GaFöG). Das klingt schon deutlich weniger eindeutig und eher 
nach	„alles	wie	bisher	–	nur	verbindlich	acht	Stunden	täglich“.	
Vor	allem	sorgt	diese	Formulierung	aber	für	eine	rechtliche	Un-
klarheit. Durch die Einordnung des GaFöG im SGB VIII ergeben 
sich	klare	Vorgaben	für	das	Personal	des	Ganztages	–	es	gilt	das	
Fachkräftegebot!	Wenn	auch	die	jetzigen	Angebote	der	offenen	
Ganztagsschulen	den	Rechtsanspruch	erfüllen,	ist	völlig	offen,	
welche	Qualifikation	erforderlich	sein	wird.

Da die Bildungspolitik aber in der Verantwortung der Län-
der liegt, wird man hier sicherlich weitere Entscheidungen und 
Festlegungen	finden	–	schließlich	stand	im	Koalitionsvertrag	der	
schwarz-grünen Landesregierung die Bildung an erster Stelle. 
„[…] Wir [wollen] den Ganztag in seinen unterschiedlichen For-
men an den Grundschulen sukzessive weiter ausbauen und recht-
lich	verankern“,	heißt	es	dort.	So	weit	–	so	unklar.	
Ministerin	Prien	sagt	im	Januar	2023:	„Wir	werden	die	Zeit	bis	

2026	intensiv	nutzen,	um	die	Umsetzung	des	Rechtsanspruchs	
gut vorzubereiten. Das reicht von weiteren Verhandlungen zur 
Finanzierung mit dem Bund und Standards bis zu einem Rah-
menkonzept zur Qualität des Ganztags.“ Die Entwicklung eines 
Rahmenkonzepts	klingt	vielversprechend!	Auf	der	 letzten	Sit-
zung	der	AG	Ganztag	des	Bildungsministeriums	wurde	die	gro-
ße	Sachstandserhebung	zum	Ganztags-	und	Betreuungsange-
bot	für	Schulkinder	vorgestellt,	eine	quantitative	Erhebung	zum	
Ist-Stand	im	Hinblick	auf	räumliche,	personelle,	zeitliche	und	
finanzielle	 Gegebenheiten.	 Von	 konzeptioneller	 Arbeit	 keine	
Spur.	Auch	der	Bildungsausschuss	des	Landtages	war	bis	An-
fang	Mai	noch	nicht	mit	dem	Thema	befasst	und	hatte	auch	kei-

nerlei	Informationen	zu	konzeptionellen	Vorstellungen	der	Mi-
nisterin. Die Schulen in Schleswig-Holstein leiden unter einem 
enormen Sanierungsstau, bundesweit beklagen wir einen rie-
sigen	Fachkräftemangel.	Schon	jetzt	haben	wir	zu	wenig	aus-
gebildetes	Personal	in	den	Kitas	und	den	Schulen	–	der	Ausbau	
des Ganztages in den Schulen wird diesen Mangel massiv ver-
schärfen.	Wenn	wir	zudem	einen	Ganztag	wollen,	der	mehr	ist	
als vormittags Schule, nachmittags Betreuung, dann brauchen 
wir	JETZT	ein	Konzept,	das	die	schwierigen	Rahmenbedingun-
gen	berücksichtigt	und	wir	brauchen	zwingend	eine	große	Aus-	
und	Weiterbildungsoffensive.
Als	GEW	setzen	wir	uns	für	eine	Umsetzung	des	Ganztagförde-

rungsgesetzes	ein,	die	zu	mehr	Bildungsgerechtigkeit	führt.	Un-
sere	Schüler*innen	haben	ein	Anrecht	auf	mehr	Unterricht	von	
voll	qualifizierten	Lehrkräften.	Wir	wollen	den	Einstieg	in	eine	
andere	Rhythmisierung	des	Schultages	voranbringen	–	und	so	
den Lernstress am Vormittag reduzieren. Statt vormittags Voll-
gas zu geben und nachmittags kaputt zu sein, halten wir das Ne-
beneinander	von	klassischen	Lernangeboten	und	Sozial-	und/
oder	Erholungsangeboten	für	sinnvoll.	Dazu	brauchen	wir	Schu-
len,	die	für	eine	andere	Unterrichtskultur	geeignet	sind.		Das	be-
trifft	sowohl	die	Gebäude,	als	auch	die	Ausstattung	der	Räume.	
Jede*r	Arbeitnehmer*in	weiß,	wie	wichtig	die	Trennung	von	Ar-
beit	und	Freizeit	ist	–	auch	räumlich.	Wir	dürfen	nicht	schon	un-
seren Kindern beibringen, diese Bereiche zu vermischen! Das 
Gleiche	gilt	auch	für	das	Personal	der	Ganztagsschulen.	Wenn	
wir mehr Zeit an den Schulen verbringen, bekommt der Faktor 
der	Aufenthaltsqualität	einen	völlig	neuen	Stellenwert!	Das	ko-
gnitive,	soziale	und	emotionale	Lernen	unserer	Schüler*innen	
ist	eine	Gemeinschaftsaufgabe	von	allen	an	Schule	beteiligten	
Professionen	–	mit	unterschiedlichen	Aufgabenbereichen	aber	
gemeinsamer Verantwortung. Dieser gemeinsamen Verantwor-
tung muss auch durch die Bereitstellung von Teamzeiten Rech-
nung getragen werden.
Bis	zum	Start	des	Rechtsanspruchs	auf	Ganztagsschule	sind	

es	nur	noch	drei	Jahre.	Es	ist	also	höchste	Zeit	für	ein	Rahmen-
konzept und eine klare politische Zielsetzung. Gute Ganztags-
schule	gibt	es	nicht	zum	Nulltarif!

Kerstin Quellmann,
Stellvertretende Landesvorsitzende der 

GEW Schleswig-Holstein

Ganztag 2026 – Es gibt noch viel zun!
Bis zum Start des Rechtsanspruchs auf Ganztagsschule sind es nur noch drei Jahre

Kerstin und Christoph, ihr habt für den GEW-Landesverband 
Schleswig-Holstein an der GEW-Tagung „Kein Tag ohne – Qua-
lität im Ganztag“ in Göttingen teilgenommen. Wie lautet euer 
Fazit?

Kerstin	Quellmann:	Dass	wir	noch	ganz	viel	Arbeit	vor	uns	
haben!	Allein	deshalb,	weil	es	auf	der	Bundesebene	noch	keine	
feste	GEW-Beschlusslinie	gibt.	Landesintern	sind	wir	da	schon	
etwas	weiter.	Spannend	fand	ich,	dass	es	so	unterschiedliche	
Sichtweisen	darauf	gibt,	wie	guter	Ganztag	aussehen	kann.
Christoph	Kittel: Mein Fazit ist, dass wir vor einer Riesen-

aufgabe	stehen.	Mitgenommen	habe	ich	auch,	dass	sich	jede	
Schule	die	Frage	stellen	muss,	welchen	Ganztag	sie	will	–	of-
fen,	halbgebunden,	gebunden?	Und	natürlich	die	entscheiden-
den Fragen: Woher nehmen wir Personal, und wie wird die Zu-
sammenarbeit	zwischen	den	Professionen	so	organisiert,	da-
mit	es	am	Ende	gut	für	alle	ist?

Kerstin, du hast die verschiedenen Sichtweisen auf den Ganz-
tag angesprochen: Eine Richtung sieht Ganztag als Mittel zum 
Ziel, um höhere Abschlussniveaus zu erreichen und herkunfts-
bedingte Benachteiligungen auszugleichen. Eine andere stellt 
soziale Kompetenzen, Vertrauen und Nähe in den Mittelpunkt. 
Wie seht ihr das?

Kerstin	Quellmann: Beides ist wichtig. In Ganztagsstruktu-
ren zu denken bedeutet, nicht mehr zu trennen in die Druck-

betankung im Vormittagsunterricht und nachmittags die Frei-
zeit	mit	ausgelutschten	Kindern.	Im	Idealfall	sollten	sich	Lern-	
und	Erholungsphasen	abwechseln,	damit	sich	alle	wohl	füh-
len	–	Beschäftigte	und	Kinder.
Christoph	Kittel:	Natürlich ist es wichtig, Benachteiligun-

gen	auszugleichen.	Aber	nicht	zu	vergessen,	wir	reden	von	der	
Grundschule, da kann es nicht in erster Linie darum, gehen, 
den Leistungsgedanken in den Mittelpunkt zu stellen. 

Die GEW setzt auf Qualität im Ganztag - was bedeutet das?
Christoph	Kittel: Ein Punkt ist die Fachlichkeit beim Perso-

nal,	und	zwar	für	alle	Gruppen	im	multiprofessionellen	Team.	
Darüber	hinaus	spricht	nichts	dagegen,	wenn	externe	Kräfte	
ohne	pädagogische	Vorbildung	Kurse	abhalten	–	die	sind	oft	
sehr motiviert, das war ein Ergebnis des Fachtags, und sind 
auch	offen	 für	Weiterbildungen.	Dafür	braucht	 es	 aber	 ent-
sprechende	Qualifikationsangebote	und	vielleicht	auch	Min-
destanforderungen.

Kerstin	Quellmann: Genau, im Sinn der Qualität ist es wich-
tig,	die	Leute	nicht	ins	kalte	Wasser	zu	schmeißen,	sondern	für	
ein gutes „on boarding“ zu sorgen, sie gut ins System zu ho-
len.	Darüber	hinaus	ist	wichtig,	dass	Ganztag	keine	reine	Auf-
bewahrung ist. Es sollte Qualitätsstandards geben, die über 
eine Festlegung der Betreuungsstunden hinausgeht.

Es bleibt nicht mehr viel Zeit bis zum Start des Rechtsan-
spruchs. Wie nutzt die GEW Schleswig-Holstein diese Frist, und 
was bleibt zu tun?

Kerstin	Quellmann:	Als	GEW	nehmen	wir	an	den	Sitzungen	
der	Gremien	teil,	die	sich	mit	dem	Thema	befassen,	darunter	
auch	eine	Runde	im	Ministerium.	Aber	wir	müssen	das	The-
ma noch viel mehr in die Schulen bringen. Meine Wahrneh-
mung ist, dass dort eine abwartende Haltung herrscht. Doch 
wir	müssten	die	Diskussion	aus	den	Schulen	heraus	führen,	
schließlich	sind	dort	die	Personen,	die	den	Ganztag	tragen.	
Sie	einzubinden	passiert	auf	politischer	Ebene	gar	nicht	und	
bei uns noch zu wenig. 
Christoph	Kittel:  Das ist verständlich, denn in den Schulen 

bleibt	neben	dem	Alltag	nicht	viel	Luft.	Erschwerend	kommt	
hinzu, dass Ganztag nicht schulintern zu lösen ist, sondern 
mit Trägern, Vereinen und Eltern diskutiert werden muss. Das 
braucht	Zeit	und	 ist	mühsam.	Aber	 ja,	es	wäre	wichtig,	sich	
jetzt	damit	zu	befassen.

Das Interview wurde von Esther Geißlinger 
(freie Journalistin) geführt.

„Wir müssen die Diskussion aus 
den Schulen heraus führen“
Die stellvertretende GEW-Landesvorsitzende Kerstin Quellmann und Christoph Kittel 
aus der Fachgruppe Schulsozialarbeit zu „Qualität im Ganztag“
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I m	Jahr	 2026	 erhalten	 Eltern	 von	 Erstklässler*innen	 einen	
Rechtsanspruch	darauf,	ihre	Kinder	nachmittags	in	der	Schu-

le	betreuen	zu	 lassen.	Bis	2030	müssen	die	Grundschulen	al-
len	Klassenstufen	ein	Ganztagsangebot	unterbreiten.	Wie	gut	
Schleswig-Holstein	darauf	vorbereitet	ist,	darauf	fallen	die	Ant-
worten sehr unterschiedlich aus. Gestritten wird vor allem über 
die Frage, was Qualität im Ganztag ausmacht.

Es herrscht immer viel Betrieb im Ganztagsraum der Boy-Lorn-
sen-Grundschule in Brunsbüttel. Eine deckenhohe Ritterburg bie-
tet	Platz	zum	Verstecken	und	Spielen,	Rollschränke	helfen,	den	
Raum	flexibel	zu	gestalten,	und	viele	bunte	Stühle	laden	dazu	
ein, sich zum Basteln oder Puzzeln an einen der Tische zu setzen. 
Seit	2006	gibt	es	diesen	Raum,	die	Schule	nutzte	Fördermittel	
für	die	Umgestaltung,	berichtet	Schulleiterin	Neele	Herrmann.	
Damals entstanden auch ein Speisesaal und eine Küche. Doch 
trotz	der	guten	Ausstattung	platzen	die	Räume	inzwischen	aus	
allen	Nähten:	Nahmen	am	Anfang	rund	20	Kinder	die	Nachmit-
tags-Angebote	wahr,	bleiben	heute	gut	180	der	300	Mädchen	und	
Jungen	aller	vier	Klassenstufen	ein-	oder	mehrmals	in	der	Wo-
che	länger	in	der	Schule.	Das	Angebot	habe	sich	an	der	Stadt	am	
Nord-Ostsee-Kanal	herumgesprochen,	berichtet	Herrmann:	„Wir	
merken, dass die Eltern ihre Kinder vermehrt hier anmelden.“

Trägerin des Ganztags ist die Stadt Brunsbüttel, es gibt eine 
enge	Kooperation	mit	der	Schule.	Der	Strauß	an	Kursen,	unter	

denen die Kinder am Nach-
mittag wählen können, wird 
von	 einem	 „bunten	 Haufen	
von Personen mit ganz ver-
schiedenen Kompetenzen“ 
angeboten, berichtet Herr-
mann. Darunter sind ältere 
Jugendliche	ebenso	wie	Trai-
ner*innen	von	Vereinen.	Die	
Grundschulkinder können un-
ter vielen Kursen aussuchen, 
unter anderem eine Nähwerk-
statt besuchen, im Schulgar-
ten	 Pflanzen	 betreuen	 oder	
Sport machen. 

Damit Vor- und Nachmittag 
pädagogisch sinnvoll zusam-
menpassen, kommt mittags das Ganztagsteam zusammen, zu-
dem	findet	jede	Woche	eine	Schulleitungsrunde	mit	den	Ganz-
tagskoordinator*innen	statt,	auch	in	der	Gesamtkonferenz	sind	
sie dabei. „Wir haben immer den direkten Kontakt miteinander 
und	damit	gute	Erfahrungen	gemacht“,	sagt	Herrmann.
Von	Anfang	an	hat	die	Schule	die	Gestaltung	des	Ganztags	an	

einem pädagogischen Ziel ausgerichtet. Wichtig sei nicht der 
Leistungsgedanke, sondern dass die Kinder Dinge ausprobie-

// gAnztAgsschule

ren,	für	die	am	Vormittag	keine	Zeit	ist.	Zwar	gebe	es	Lernzeiten,	
Einzelförderung	und	Hausaufgabenhilfe,	aber	vor	allem	sollen	
sich die Grundschulkinder „ihren Wünschen entsprechend aus-
leben	dürfen	und	ihre	Talente	und	Kompetenzen	entdecken“,	
sagt Herrmann. Ziel war ursprünglich ein gebundenes Modell, 
das gelang aber nicht. Immerhin arbeitete die Schule eine Zeit-
lang teil-gebunden. Doch auch das Modell musste das Boy-Lorn-
sen-Team	wieder	aufgeben,	es	fehlten	Fachkräfte.	Der	Rechts-
anspruch bereitet Neele Herrmann keine Sorgen: „Es können 
heute schon alle Kinder kommen, die wollen. Da wird sich also 
nicht viel ändern.“

Das sieht landesweit anders aus. Laut den Daten, die ein For-
schungsteam	der	Fachhochschule	Kiel	im	Auftrag	des	Bildungsmi-
nisteriums erhob, rechnen die meisten Grundschulen in Schles-
wig-Holstein	damit,	künftig	mehr	Kinder	auch	nachmittags	be-
treuen zu müssen. „Es ist zu erwarten, dass sich der Besuch einer 
Ganztagsschule	für	eine	Mehrzahl	der	Schülerinnen	und	Schü-
ler	schon	aufgrund	des	Rechtsanspruchs	zum	Normalfall	in	der	
Schulbiografie	entwickelt“,	heißt	es	in	der	„Sachstandserhebung“,	
die	Basis	für	die	weiteren	Planungen	des	Ministeriums	sein	soll.

Doch	wie	gut	die	Ausgangslage	dafür	ist,	ob	die	Schulen	diese	
Aufgabe	bewältigen,	bewerten	Fachleute	durchaus	unterschied-
lich. Der bundesweit agierende Ganztagsschulverband, der sich 
seit	Jahren	für	den	gebundenen	Ganztag	einsetzt,	schätzt	zwar	
die Lage im Land insgesamt durchweg recht positiv ein, etwa 
was	die	Qualität	der	Schulen	angeht.	Aber	ausgerechnet	im	Be-
reich Ganztag sieht die Bundesvorsitzende Eva Reiter „beson-
deren	Nachholbedarf“.	Denn	im	Vergleich	mit	anderen	Bundes-
ländern	„besuchen	in	Schleswig-Holstein	wenige	Kinder	und	Ju-
gendliche Ganztagseinrichtungen in Kitas und Schulen, durch-
gängig	deutlich	unter	dem	Bundesdurchschnitt	von	47	Prozent“,	
so Reiter. Zwar sei die „Papierlage“ recht gut, doch die Grund-
schulen	müssten	„kreativ	sein	und	langen	Atem	haben,	um	bei	
den	defizitären	Rahmenbedingungen	gute	Ganztagsangebote	
zu entwickeln“. 

Das werde gelingen, glauben Ricardo Grams und Karsten Mieth-
ke von der Serviceagentur „Ganztägig lernen“, die Schulen beim 
Weg	in	den	Ganztag	berät.	Bereits	heute	bieten	576	aller	Schulen	
in	öffentlicher	Trägerschaft	offene	Ganztagsangebote	an,	hinzu	
kommen	29	gebundene	Schulen.	In	den	öffentlichen	allgemein	
bildenden	Grundschulen	gibt	es	393	offene	und	fünf	gebunde-
ne	Ganztagsschulen,	das	entspricht	71	Prozent.	Hinzu	kommen	
98	Grundschulen,	die	eine	Betreuung	außerhalb	des	Unterrichts	
anbieten.	„Nur	17	öffentliche	allgemein	bildende	Grundschu-
len	im	Land	haben	kein	Angebot	beim	Ministerium	gemeldet,	
das	nach	geltender	Richtlinie	„Ganztag	und	Betreuung“	geför-
dert	wird.“,	sagt	Agentur-Leiter	Grams.	„Das	heißt	aber	nicht,	
dass sie nichts tun.“ 
Denn	als	die	Agentur	dort	nachfragte,	stellte	sich	in	den	meis-

ten Fällen heraus, dass es durchaus Nachmittagsangebote gebe. 

„Oft	ist	das	eine	historisch	gewachsene	Betreuung	oder	Haus-
aufgabenhilfe,	die	nur	nie	angemeldet	wurde.“

Die inhaltliche und pädagogische Qualität der Stunden au-
ßerhalb	der	Unterrichtszeiten	sieht	durchaus	unterschiedlich	
aus,	ebenso	wie	die	Räume,	in	denen	Ganztag	stattfindet.	Um	

den	Rechtsanspruch	zu	erfüllen,	mögen	auch	reine	Betreuungs-
stunden	ausreichen	–	sicher	ist	das	zurzeit	nicht.		
Grams	rechnet	damit,	dass	sich	Mindeststandards	für	Perso-

nal	und	Angebote	durchsetzen	werden:	„Da	tut	sich	noch	etwas.“
Während	auf	Landesebene	die	Gespräche	der	Fachleute	lau-

fen,	unter	anderem	 in	der	Arbeitsgruppe	„Weiterentwicklung	
der Ganztags- und Betreuungsangebote an den Grundschulen in 
Schleswig-Holstein“	(gemeinsame	Arbeitsgruppe	des	Bildungs-	
und des Sozialministeriums), in der auch die GEW beteiligt ist, 
machen	sich	viele	Schulen	bereits	auf	den	Weg:	„Die	Zahl	und	die	
Art	der	Anfragen	bei	uns	ist	deutlich	gestiegen“,	berichtet	Miethke.
In	der	Wartezeit	auf	den	Rechtsanspruch	habe	es	einen	ge-

wissen	Stillstand	gegeben,	während	dem	„alle	auf	jeden	gewar-
tet	haben,	das	Land	auf	Bund,	die	Kommunen	auf	Land“.	Das	
sei	vorbei:	„Schulen	wie	Träger	machen	sich	auf	den	Weg.	Trä-
ger	zeigen	 Initiative	und	entwickeln	selbst	Standards	 für	 ihre	
Schulen“, sagt Grams.

Wie wichtig das ist, betont Kerstin Quellmann, als stellvertre-
tende GEW-Landesvorsitzenden und Vorsitzende der Fachgrup-
pe	Sonderpädagogik:	„Ganztag	darf	keine	reine	Aufbewahrung	
sein.“	Den	Status	festzuschreiben,	nur	mit	dem	Unterschied,	dass	
anstelle	des	freiwilligen	Angebots	ein	Rechtsanspruch	gelte,	sei	

nicht	die	Qualität	im	Ganztag,	die	sich	die	GEW	wünscht.	Aber	
Quellmann	gibt	auch	zu,	dass	die	Bildungsgewerkschaft	selbst	
noch	keine	fertige	Definition	vorlegen	kann	(Interview	S.	7).
Wie	schwierig	das	Thema	auch	für	die	Schulen	selbst	ist,	weiß	

Tamara Reichmann Niemann, Vorsitzende der Fachgruppe Grund-
schulen.	„In	vielen	Schulen	herrscht	große	Angst	vor	Überlas-
tung, die Kollegien sind am Limit.“ Während Ricardo Grams die 

Schulen und Träger unterwegs 
in Richtung Ganztag
Baustellen: Personal, Räume und die Qualitäts-Frage
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Grundschulkinder sollen sich  
ihren Wünschen entsprechend  

ausleben dürfen und ihre  
Talente und Kompetenzen entdecken.

Kreativität und langer Atem ist  
gefragt, um bei den defizitären  

Rahmenbedingungen gute  
Ganztagsangebote zu entwickeln.

Schulleiterin	
Neele	Herrmann

Das	Team	der	Serviceagentur	„Ganztägig	lernen“
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// gAnztAgsschule

Ab 2026 sollen die Grundschulen den Rechtsanspruch auf Ganz-
tagsbetreuung erfüllen. Das umfasst ja viele Bereiche: Konzept, 
Personal, Gebäude und Finanzen. Wie schätzt der Verband die 
Situation ein?

Lars	Meyer:	Es	gibt	viele	Schulen,	die	sich	schon	auf	den	
Weg gemacht haben und den Rechtsanspruch bereits heute er-
füllen.	Personal	und	Finanzen	müssen	weiter	ausgebaut	wer-
den.	Wenn	wir	Fachkräfte	für	unsere	Kinder	wollen,	muss	da-
für	auch	das	Geld	bereit	liegen	und	dies	darf	nicht	zu	Lasten	
der	Eltern	sein.	Gebäudetechnisch	finden	zurzeit	viele	Anbie-
ter sehr schlechte Zustände vor. 
Elisabeth	Reinert:	Die	Finanzierung	darf	auch	nicht	zu	Las-

ten	der	Kommunen	gehen.	Es	muss	auch	ein	für	alle	Famili-
en bezahlbares und gesundes Mittagessen angeboten werden

Gehen wir die einzelnen Bereiche durch. Brauchen die Grund-
schulen ministerielle Konzepte? Was müssten diese Konzepte 
beinhalten?

Lars	Meyer:	Es	sollte	festgehalten	sein,	welche	Qualifikatio-
nen	benötigt	werden	für	die	Arbeit	am	Nachmittag	und	wie	die	
Zusammenarbeit zwischen Schule und Betreuung aussehen soll. 
Elisabeth	Reinert: Ziel sollte eine Verzahnung von Vor- und 

Nachmittag sein. Dazu braucht es zusätzlich zum Ganztags-
konzept	für	Schule	und	Träger	des	Ganztags	verlässliche	Ver-
träge,	Ansprechpersonen	und	auf	 jeden	Fall	 fest	 verankerte	
Zeitfenster	und	Kontingente	 für	Gespräche	der	multiprofes-
sionellen Teams.

Welches Personal benötigen die Grundschulen? Sollen das Be-
schäftigte des Landes oder der Schulträger oder von Vereinen 
sein?

Lars	Meyer:	Wir	benötigen	Fachkräfte	mit	pädagogischer	
Vorkenntnis, der jetzt schon vorhandene Personenkreis, z.B. 
die Schulsozialarbeit, sollte erweitert werden. 

Ist die Ganztagsbetreuung in einer „normal“ gebauten und aus-
gestatteten Schule möglich? Welche Forderung hat der Ganz-
tagsschulverband?

Lars	Meyer: Möglich ist so etwas immer, aber die Frage ist 
dann,	welche	Qualität	das	Angebot	hat.	Qualität	benötigt	Frei-
raum	und	dieser	muss	für	jede	Schule	gegeben	sein.	
Elisabeth	Reinert:	Es	bedarf	der	Differenzierungsräume,	um	

den	Erfordernissen	der	Inklusion	gerecht	zu	werden.	Gruppen-
räume und Nischen werden gebraucht, um auch am Nachmit-

tag selbständiges Lernen und Freizeitangebote zu ermöglichen. 
Die	Ausstattung	der	Räume	sollte	kindgerecht	und	flexibler	wer-
den.	Standards	für	Schulbau	müssen	sich	nicht	nur	an	energie-
technischen und digitalen Grundsätzen ausrichten, sondern 
müssen besonders auch pädagogische Erkenntnisse berück-
sichtigen.	Neben	diesen	Räumen	werden	auch	Räume	für	das	
Fachpersonal und die Beratung benötigt.

Fast zum Abschluss die entscheidende Frage: Was kostet das 
Ganze und woher soll das Geld kommen?

Lars	Meyer: Die Kosten lassen sich aktuell nur schwer be-
ziffern,	es	muss	in	vieles	investiert	werden.	Je	mehr	man	sich	
damit	befasst,	desto	mehr	Kostenpunkte	erscheinen.	Ange-
fangen	beim	Personal,	was	gewonnen	und	qualifiziert	werden	
muss,	bis	hin	zu	Räumlichkeiten,	die	geschaffen	oder	saniert	
werden müssen. Wenn man dies weiterdenkt, muss natürlich 
auch	an	die	Lehrer*innen-	und	Fachkräfteausbildung	gedacht	
werden. Diese sollte ausgebaut und an den Rechtsanspruch 
angepasst werden.
Da	es	ab	2026	einen	Rechtsanspruch	gibt,	muss	das	Geld	auch	

aus Haushaltmitteln des Landes SH und des Bundes kommen. 

Welche Forderungen hat der Verband an die Landesregierung? 
Muss alles jetzt schon durchdacht sein, um das Ziel des Rechts-
anspruchs zu erfüllen?

Lars	Meyer: Es sollten Menschen aus der Praxis mit in den 
Planungsprozess	einbezogen	werden.	Jeder	Schulstandort	ist	
einzigartig	und	das	darf	nicht	durch	die	Landesregierung	ver-
baut	werden.	Der	Rechtsanspruch	ist	für	viele	Schulen	auch	
eine Chance, um zu wachsen, die Landesregierung sollte die-
ses Wachstum unterstützen.
Elisabeth	Reinert: Neu- und Umbauten von Schulraum las-

sen sich nicht schnell mal aus dem Hut zaubern. Deshalb müs-
sen	die	Vorbereitungen	jetzt	schon	laufen,	um	2026	mit	einem	
guten Ganztag in den Grundschulen zu starten.

Das Interview wurde von Matthias Heidn geführt.

Homepage	des	
Ganztagsschulverbandes	

Schleswig-Holstein	

Die Vorbereitungen auf den 
Ganztag an Grundschulen 
müssen jetzt starten!
Gespräch mit Lars Meyer (Vorsitzender) und Elisabeth Reinert (Vorstandsmitglied) 
vom Ganztagsschulverband Schleswig-Holstein

Schulträger	als	qualitätsbewusst	erlebt,	fürchtet	Reichmann	Nie-
mann eher, dass die Gemeindevertretungen gerade kleinerer 
Orte	bei	Debatten	um	die	Kosten	und	um	die	Organisation	des	
Ganztags	steckenbleiben	und	Qualität	hintüber	fällt:	„Man	geht	
davon	aus,	dass	die	Betreuerinnen	auf	die	Kinder	aufpassen	und	
lustige	Sachen	machen.“	Für	die	Eltern	stehe	die	Hausaufgaben-
betreuung obenan, auch mit dem Hintergedanken, sich selbst 
darum	nicht	befassen	zu	müssen.	Dann	könne	es	passieren,	dass	
schlecht	qualifizierte	Kräfte	die	Kinder	in	Stillarbeit	im	Klassen-
raum	sitzen	lassen	–	Spaß	und	Motivation	bringe	das	meist	nicht.
Aber	auch	die	Fachgruppenvorsitzende	kennt	Beispiele	sehr	

engagierter	Kollegien,	die	den	Ganztag	als	Chance	begreifen	und	
für	die	das	pädagogische	Konzept	obenan	steht.	Doch	es	sind	
große	Probleme	zu	lösen:	Räume	müssen	neue	Aufgaben	erfül-
len, Um- oder Neubauten sind meist zu teuer, und Personal ist 
generell knapp. Entsprechend sei die Haltung in vielen Schulen: 
„Wenn	das	Angebot	für	den	Rechtsanspruch	reicht,	dann	wol-
len	wir	das	Fass	nicht	aufmachen.“
Teilweise	behindern	auch	absurde	Probleme	die	Arbeit,	be-

richtet Kerstin Quellmann. Da Schule und Ganztagsangebote ju-
ristisch getrennt sind, müssen nicht nur Eltern Formulare dop-
pelt	ausfüllen,	sondern	vor	allem	dürfen	die	Beteiligten	keine	

Daten	austauschen,	streng	genommen	dürfte	es	zwischen	dem	
Schulteam	und	den	Kräften	des	Ganztags	gar	keinen	Austausch	
geben.	Pädagogischer	Unsinn,	findet	Tamara	Reichmann	Nie-
mann:	„Schließlich	geht	es	darum,	die	Kinder	den	ganzen	Tag	
zu begleiten.“ 
Dass	die	GEW	selbst	noch	Nachholbedarf	bei	der	Grundsatz-

debatte	um	Qualität	im	Ganztag	hat,	weiß	die	Fachgruppenvor-

sitzende:	„Wir	haben	das	Thema	natürlich	seit	langem	auf	der	
Tagesordnung, kommen aber selten dazu.“ Während der Coro-
na-Jahre	ging	es	darum,	den	Unterricht	unter	Pandemie-Bedin-
gungen zu organisieren, dann schieben sich aktuelle Ereignis-
se	auf	die	Tagesordnung.	„Das	Thema	rutscht	immer	wieder	in	
den Hintergrund.“

Serviceagentur-Leiter Ricardo Grams und Schulberater Kars-
ten Miethke zeichnen ein positiveres Bild von der Stimmung im 
Land: „Viele Schulen, die bereits Ganztagsangebote machen, be-
fassen	sich	jetzt	mit	einer	Vertiefung,	mit	mehr	Qualität.“		

So oder so sei es Zeit zum Handeln, sagt Eva Reiter vom Ganz-
tagsschulverband. „Spätestens seitdem der Rechtsanspruch nun 
verankert ist, muss allen deutlich sein, dass die Ganztagsschu-
le	das	,Projekt	der	Zukunft‘	im	Bildungsbereich	ist.	Alle	Stand-
orte müssen sich nun dringend mit einem passenden Konzept, 
gut	ausgestatteten	Räumen,	genug	qualifiziertem	Personal,	Mit-
tagsverpflegung	und	Mensen	beschäftigen.“

Esther Geißlinger,
freie Journalistin

Die Ganztagsschule ist  
das „Projekt der Zukunft“ 

im Bildungsbereich.
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te	oder	eine	verpflichtende	ganztägliche	Beschulung,	muss	viel-
fältige	Aspekte	vereinen.	Sie	sollen	im	Folgenden	in	sechs	Berei-
che unterteilt werden. 

Organisation
Organisatorisch	muss	die	meist	separat	vorhandene	Nachmit-
tagsbetreuung mit der Vormittagsbeschulung zusammengebun-
den werden. 
Welche	Rhythmisierung	zwischen	Unterricht	und	anderen	Ak-

tivitäten wird angestrebt? Welche Institutionen und Träger sind 
beteiligt? Wie wird die Zusammenarbeit organisiert und gesteu-
ert?	Sollen	externe	Organisationen	wie	Sportvereine	oder	Mu-
sikschulen eingebunden werden? Wie wird eine Betreuung über 
Kernzeiten hinaus gewährleistet, beispielsweise vor Schulbe-
ginn? Wer koordiniert das Zusammenwirken? 

Konzeption
Eine Ganztagseinrichtung unterscheidet sich konzeptionell von 
getrennten Einrichtungen Schule und Nachmittagsbetreuung. 

Wie wird eine gemeinsame Konzeption entwickelt? Wie gestal-
tet	man	Strukturen,	etwa	Raumnutzung,	Zeitabläufe,	Zuständig-
keiten, Kooperations- und Besprechungszeiten und welche pä-
dagogischen	Grundlagen	gelten	übergreifend?	Wie	werden	Ver-
antwortlichkeiten	definiert	und	aufgeteilt?	Wie	wird	die	päda-
gogische	Arbeit	gestaltet	und	evaluiert?	

Räume
Eine	Ganztagsschule	ist	ein	so	wichtiger	Lebensraum	für	Kinder	
und	Personal,	dass	eine	räumliche	Wohlfühlumgebung	höchste	
Priorität haben muss. 
Zu	klären	sind	die	Bedarfe	an	Räumen,	Raumfunktionen	und	

organisatorische Raumnutzung. Wo soll gelernt, gespielt, geges-
sen und gearbeitet werden? Wo sind Rückzugsorte? Wie kann das 
vorhandene	Raumangebot	flexibilisiert	werden,	sodass	Räume	
nicht	nur	halbtags	genutzt	werden,	eine	Trennung	von	Arbeits-	
und Freizeitbereich aber trotzdem gewährleistet wird? Wie wird 
dann	das	Spannungsfeld	gelöst,	dass	traditionell	Klassenräu-
me	als	„mein	Raum“	von	Klassenlehrkräften	und	auch	Kindern	
wahrgenommen	und	genutzt	werden,	in	denen	„Unbefugte“	un-
erwünscht sind? Welche „Eigenbereiche“ verbleiben? 

Personal
Ohne	ausreichendes	und	qualifiziertes	Personal	kann	Qualität	
nicht erreicht werden. 
Welche	Professionen	sind	am	Ganztag	beteiligt	und	wie	ge-

staltet	man	eine	Zusammenarbeit	auf	Augenhöhe?	Welcher	Be-
treuungsschlüssel	Kind-Erwachsener	ist	erforderlich	in	welcher	
Phase	des	Tages?	Wie	wird	Personalausfall	durch	Krankheit	auf-
gefangen	und	welche	personellen	Anforderungen	müssen	durch	
Kinder	mit	besonderen	Bedarfen	gedeckt	sein?	

Gesellschaft
Der	gesellschaftliche	und	bildungspolitische	Wert	des	Ganztags	
wurde	bereits	ausgeführt.	

Welche Kernzeit deckt der Ganztag ab? Welche Kosten entste-
hen	für	Familien	generell	und	für	spezielle	Angebote?	Wie	wer-
den sozial Benachteiligte unterstützt? Welche Kosten trägt der 
Schulträger und welche Fördermittel können genutzt werden? 
Welche Qualität hat das Mittagessen und welche Kosten werden 
an die Familien weitergegeben? Ist das Mittagessen verbindlich 

oder	optional?	Wie	gestaltet	sich	das	Angebot	in	den	Schulferi-
en	und	gibt	es	Schließzeiten?	Wenn	Schulen	sich	in	Richtung	ei-
ner gebundenen Ganztagsschule entwickeln, ergeben sich da-
durch	zwingend	Einschränkungen	für	die	Nachmittagsaktivitä-
ten	der	Schüler*innen	oder	können	individuelle	Wünsche	be-
rücksichtigt werden? 

Befürchtungen
An	vielen	Schulen	stehen	Lehrkräfte	der	Entwicklung	zum	Ganz-
tag skeptisch gegenüber, selbst wenn über die pädagogischen 
Chancen	Konsens	besteht.	Befürchtet	wird	eine	weitere	Aufga-
benübertragung	ohne	Zeitressource	und	fehlender	Zeitausgleich	
für	den	erhöhten	Kooperationsaufwand	zwischen	den	verschie-
denen	Personalgruppen.	An	bestehenden	Ganztagsschulen	gibt	
es	zum	Teil	schlechte	Erfahrungen	mit	großen	Lücken	in	Stun-
denplänen, wenn Unterrichtsangebote in den Nachmittagsbe-
reich	fallen.	Da	in	der	Regel	keine	geeigneten	Arbeitsräume	für	
Unterrichtsvorbereitungen	verfügbar	sind,	werden	in	diesen	Fäl-
len	Zeiten	des	Arbeitseinsatzes	unzumutbar	ausgedehnt.	Unsi-
cherheit besteht auch seitens des bisherigen Betreuungsperso-
nals	von	Nachmittagsangeboten.	Vielfach	arbeiten	dort	Perso-
nen	ohne	pädagogische	Qualifikation,	die	nun	um	ihre	Arbeits-
stelle	fürchten	oder	zusätzliche	Belastungen	erwarten.	Auf	Schul-
leitungen kommt ein weiterer Verantwortungs- und Kooperati-
onsbereich	zu,	 für	den	die	vorgesehene	Leitungszeitressource	
nicht auskömmlich ist.  

Ein „Ruck“ muss also auch durch die Bildungs-, Sozial- und Fi-
nanzministerien	gehen.	Ansprüche	formulieren,	für	deren	Umset-
zung	finanzielle	Mittel	und	Personal	fehlen,	ist	in	der	Bildungs-
politik schon lange traurige Tagesordnung. 
Daher	möchten	wir	gerne	mit	euch	diskutieren:	Was	brau-
chen	wir	für	eine	gute	Ganztagsschule?	Welche	Vorausset-
zungen	sind	unabdingbar?	Was	muss	bedacht	und	beachtet	
werden?		Wir	laden	ein	zu	unserer	Online-Veranstaltung:	„Gu-
ter	Ganztag	heißt…?“	am	05.07.2023	von	17.00	Uhr	bis	18.30	
Uhr.	Anmeldung	per	E-Mail	an	info@gew-sh.de.

Tamara Reichmann Niemann,
Vorsitzende der GEW-Fachgruppe Grundschulen

Kerstin Quellmann,
Stellvertretende Landesvorsitzende der GEW Schleswig-Holstein

S pricht man das Thema „Entwicklung zum Ganztag“ im Grund-
schulbereich	an,	stößt	man	oft	auf	Ratlosigkeit.	Es	ist	kein	

„Ruck“	durch	die	Grundschullandschaft	gegangen,	als		der	Rechts-
anspruch	auf	ein	Ganztagsangebot	ab	dem	Schuljahr	2026/2027	
beschlossen wurde. Es gibt Schulen, die schon lange Ganztags-
konzepte haben, es gibt Schulen, die seit geraumer Zeit in der 
Planung und Entwicklung sind, es gibt auch viele Schulen, die 
abwarten.	Über	die	Gründe	dafür	zu	spekulieren	ist	müßig.	Die	
Pandemie,	die	Belastung	durch	andere	Herausforderungen,	feh-
lende Finanzierungsmittel, bereits bestehende Betreuungsange-
bote,	all	das	mag	eine	Rolle	spielen.	Dazu	kommen	offene	und	
zu	klärende	Fragen,	für	die	es	keine	einfachen	Antworten	gibt.	
Dabei	sprechen	für	den	Ausbau	des	Ganztags	viele	Gründe.	Die	
gesellschaftliche	Entwicklung	zu	einer	Ganztagsschule	wird	auf	
die	Dauer	nicht	aufzuhalten	sein.	Familien-	und	Erwerbsmodelle	
verändern	sich.	Wenn	Frauen	zunehmend	in	berufliche	Verantwor-
tung	treten	und	auch	finanziell	insbesondere	im	Alter	auskömm-
lich	und	unabhängig	aufgestellt	sein	wollen,	ist	die	zuverlässige	
Betreuung	der	Kinder	eine	Voraussetzung.	Steigender	Fachkräf-
temangel und die demographische Entwicklung tun ihr übriges. 
Daraus	resultiert	jedoch	auch	die	größte	Gefahr	in	der	Entwick-
lung zum Ganztag: In der Pandemie wurde der Wert der Grund-
schule hochgehalten. Inhaltlich waren jedoch das Lernen und 
die Entwicklung der Kinder kaum im Fokus. Es ging vor allem um 
die Betreuung und die Notbetreuung während der Lockdowns. 
Grundschulen	lernten,	dass	es	ihre	vorderste	Aufgabe	ist,	den	Fa-

milien	den	Rücken	frei	von	Kinderbetreuung	zu	halten.	Die	Not-
betreuung wurde zunehmend zur Farce, weil immer mehr Be-
rufsgruppen	Ansprüche	darauf	geltend	machten.	Die	Zahl	der	
Betreuungskinder stieg von Woche zu Woche und die in Kohor-
ten	aufgeteilten	Betreuungsgruppen	stießen	personell	und	räum-
lich an Grenzen. Schulische und unterrichtliche Qualität spiel-
ten dabei keine Rolle. 

Wenn die Ganztagsbetreuung von Grundschulkindern nicht den 
Weg nehmen soll, in erster Linie eine zuverlässige Unterbringung 
für	Kinder	berufstätiger	oder	überlasteter	Eltern	zu	sein,	sondern	
als	erweitertes	Bildungsangebot	für	die	Schüler*innen	verstan-
den werden soll, dann sind Qualitätsstandards und Konzepte 
grundlegend. Bildungsgerechtigkeit, Inklusion und Gewaltprä-
vention	sind	nur	einige	Anforderungen,	die	gesellschaftlich	nicht	
weniger	bedeutsam	sind,	als	familien-	und	frauenpolitische	As-
pekte,	und	die	eine	Ganztagsbetreuung	erfüllen	muss.	Dies	soll-
te	sich	die	Gesellschaft	etwas	kosten	lassen.	
Die	Ganztagsschule,	seien	es	offene	und	unverbindliche	Angebo-

Ganztag – Mehr Fragen 
als Antworten
Und auf manche offene und zu klärende Frage gibt es keine einfache Antworten. 

Die gesellschaftliche Entwicklung  
zu einer Ganztagsschule  

wird auf die Dauer  
nicht aufzuhalten sein.
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Endlich	sind	wieder	kluge	Menschen	auf	
dem Vormarsch. Leider noch nicht über-

all. In der internationalen Politik scheinen eher 
geistige	und	psychosoziale	Defekte	gute	Vor-
aussetzungen zum Regieren zu sein. Die klu-
gen Menschen, die ich meine, agieren mehr 
im	Kleinen	und	oft	im	Verborgenen.	Sie	sitzen	
in Schulämtern und in regionalen Bildungsmi-
nisterien.	Spitzenkräfte,	die	dem	praktischen	
Schuldienst leider verloren gegangen sind.

So eine kluge Frau kam letztens in Gestalt 
einer	Schulrätin	in	unsere	Anstalt,	weil	das	
Kollegium sich wieder mal bitterlich bekla-
gen wollte: marode Räume und Toiletten, 
zu	 hohe	Unterrichtsverpflichtung,	 undich-
te	Fenster,	viel	zu	große	Klassen,	nicht	ge-
nug Sitzmöbel und elektronische Endgeräte 
für	die	Schülerschaft	–	und	vor	allem:	zu	vie-
le verhaltensoriginelle Kinder mit Multiprob-
lemkonstellation. Die Schulrätin schmetter-
te das Lamentieren und Wehklagen elegant 
ab.	Wir	 seien	doch	gut	aufgestellt.	Andere	
Schulen im Bezirk hätten viel mehr Grund 
zur	Klage.	Sie	lobte	unsere	Arbeit	und	gab	
zu	bedenken,	dass	die	Klassengröße	kaum	
einen	Bezug	zum	Lernerfolg	hätte.	Das	habe	
vor	Jahren	ein	neuseeländischer	Schafzüch-
ter	herausgefunden.	Ob	in	seiner	Herde	40	
oder	80	Schafe	grasten,	mache	gar	keinen	
Unterschied. Viel relevanter als die Zahl der 
Schafe	sei	die	Berufsbegeisterung	des	Hirten.	

Verzückt übertrug man seine Ergebnisse 
auf	das	europäische	Schulsystem:	Die	Klas-
sengröße	sei	für	den	Lernerfolg	irrelevant.	
Unser Kollegium schwieg betreten. Die Schul-
rätin	wandte	sich	nach	ihren	aufklärenden	
Worten zum Gehen. Da brach es aus einem 
älteren Kollegen heraus: „Wie können Sie so 
etwas	sagen.	Das	ist	einer	Schulrätin	einfach	
unwürdig!“ (Man beachte den schönen Ge-
nitiv!)	Der	alte	weiße	Mann	hatte	allerdings	
Narrenfreiheit.	In	wenigen	Wochen	würde	er	
auf	Rente	gehen,	deswegen	verzichtete	die	
Schulrätin	auf	disziplinierende	Maßnahmen.	

Seine Worte richteten allerdings in einigen 
Pädagogenhirnen	großen	Schaden	an.	Immer	
wieder	fordern	Lehrkräfte	kleinere	Klassen.	
Sie	leugnen	schlichtweg	wissenschaftliche	
Erkenntnisse und vertrauen lieber ihrer sub-
jektiven	Befindlichkeit.	Dabei	ignorieren	sie	
z.B. den norddeutschen Schulleiter, der nach 
dem	Krieg	in	seiner	Dorfschule	70	Jugendli-

che unterrichtete. Ein überaus kostengüns-
tiges	Modell	für	sein	Bundesland!	Er	konn-
te sogar den Klassenraum verlassen, um ne-
benan	in	seiner	Dienstwohnung	die	Kartof-
feln	vom	Feuer	zu	nehmen.	Die	70	Jugend-
lichen	arbeiteten	auch	 in	seiner	Abwesen-
heit	fleißig	weiter!	

Als	junge	Lehrerin	war	ich	eine	Weile	an	ei-
ner	Waldorf-Schule	beschäftigt.	In	der	8.	Klas-
se	saßen	42	Kinder,	nach	Steiners	Tempera-
mentenlehre sortiert: Sanguiniker, Choleri-
ker, Phlegmatiker und Melancholiker. Links 
versifft,	wie	ich	damals	war,	dachte	ich	na-
türlich, die Privatschule wolle möglichst viel 
Schulgeld	 scheffeln.	Aber	nein,	die	Drago-
ner-Klassenlehrerin erklärte mir, ein richtiger 
Klassenkörper könne nur mit so vielen Kin-
dern entstehen! Das hatte auch das Schul-
amt	in	Kaiserslautern	begriffen,	wo	ich	mein	
Referendariat	abdiente.	Auch	hier	saßen	42	
Kinder	in	meiner	8.	Klasse.	Na	gut,	die	Auf-
satzkorrektur dauerte ein wenig länger als 
bei	18	Schülerinnen	und	Schüler.		

Dass	 die	 Klassengröße	 kaum	 eine	 rele-
vante Rolle spiele, zitieren derzeit immer 
häufiger	kluge	Menschen,	denen	gern	vor-
geworfen	wird,	 sie	 seien	 fern	 jeder	schuli-
schen	Realität.	Aber	oft	ist	ein	Blick	aus	pro-
fessioneller	Distanz	viel	objektiver	und	hilf-
reicher als die beschränkte Tellerrandpers-
pektive kleiner Schulmeisterlein. Deren Ge-
jammer	und	Gestreite	um	die	Klassengröße	
hat	ja	fast	schon	Fetisch-Charakter.

Hat	nicht	Jesus	auch	mit	zwei	Broten	und	
etwas Wein ganze Volksmassen gesättigt? 
Also	kann	ja	wohl	eine	Lehrerin	der	4.	Klas-
se	statt	15	auch	35	Kinder	erziehen	und	bil-
den. Bei der modernen Individualisierung des 
Unterrichts	druckt	sie	halt	fünf	Arbeitsblät-
ter mehr aus. Wo ist das Problem? Sie muss 
sich eben ein wenig engagieren. Hat mir mal 
ein	Kindsvater	aus	der	freien	Wirtschaft	er-
klärt, der seine Marketingstrategien und Per-
sonalführungstipps	gern	auf	den	Schulalltag	
übertragen hätte. Bis dahin war ich noch nie 
auf	die	Idee	gekommen,	dass	Engagement	
zu	meinem	Beruf	gehört.

Also,	meine	Lieben,	hört	auf	zu	jammern.	
Euer	pädagogischer	Erfolg	liegt	allein	in	euch!	
Wenn ihr motiviert genug seid, ist es egal, 
ob	ihr	sechs	oder	zwölf	erkenntnisresisten-
te Kinder in der Klasse habt. Die Schülerin-
nen	und	Schüler	fördern	sich	ja	auch	unter-
einander	und	nehmen	euch	damit	viel	Arbeit	
ab!	Und:	Je	größer	die	Klasse,	desto	spar.

Die klugen Menschen in den Schulämtern, 
die	diesen	Sparfaktor	 klar	 erkannt	haben,	
steigen	weiter	auf	der	Karriereleiter,	bis	zur	
Spitze der EU-Verwaltung, der Zentralbank 
oder werden mit einem schönen Ministerpos-
ten belohnt, etwa in der Verteidigung oder 
digitalen	Zukunft.	

Gabriele Frydrych,
früher Lehrerin an Berliner Brennpunktschulen, 

Autorin von Glossen aus dem Schulalltag

Kleinere Klassen? – Blödsinn! Finanzierung der 
schulinternen Fortbildung
Es ist viel mehr möglich! Und nötig!

I n Schleswig-Holstein gibt es die Möglich-
keit	für	schulinterne	Lehrerfortbildungen	

im	Umfang	von	bis	zu	drei	Tagen	(einen	zum	
Thema Digitalisierung) pro Schuljahr. Da-
für	stehen	den	allgemein-	und	den	berufs-
bildenden Schulen laut Haushalt des Lan-
des	410.000	Euro	zur	Verfügung.	Mit	diesem	
Geld	können		Honorare	der	Referent*innen,	
Reisekosten und Raummieten bezahlt wer-
den.	Die	Abrechnungen	der	letzten	fünf	Jah-
re	(2018	bis	2022)	zeigen	(Landtagsdrucksa-
che	20/890),	dass	die	Schulen	viel	mehr	als	
bisher von dieser Möglichkeit der Finanzie-
rung	 von	 „vor-Ort-Fortbildung“	 Gebrauch	
machen könnten.

Wie wurde das Angebot 
wahrgenommen?
Jede	Schule	kann	je	Kalenderjahr	ein	Budget	
in	Höhe	von	250	€	zzgl.	„Anzahl	der	Lehrkräf-
te	multipliziert	mit	6,50	€“	nutzen.	Die	An-
zahl der Schulen, die das Finanzierungsan-
gebot	für	die	schulinterne	Fortbildung	ange-
nommen	hat,	schwankte	zwischen	240	(2021)	
und	343	 (2022).	Das	 ist	zwischen	30,2	und	
41,3	Prozent	der	insgesamt	795	staatlichen	
Schulen.	Die	jährlich	festgelegten	Haushalts-
mittel	in	Höhe	von	insgesamt	410.000	Euro	
werden	seit	der	Gründung	des	SHIBB	auf	die	
allgemeinbildenden	(368.700	Euro)	und	die	
berufsbildenden	Schulen	(41.300	Euro)	auf-
geteilt. 
Die	Ausnutzung	des	vorhandenen	Gesamt-

budgets	lag	zwischen	28,7	(2021)	und	57,9	
Prozent	 (2022).	Die	Nutzung	des	Finanzie-
rungsangebots ist in den Schularten unter-
schiedlich:	Am	meisten	wird	es	an	den	Gym-
nasien genutzt, am wenigsten an den Grund-
schulen.

Auf	die	Frage,	in	welchen	Schwerpunkten	
die Schulen ihr Budget eingesetzt haben ant-
wortet das Bildungsministerium: „Inhaltliche 
Schwerpunkte der von den Schulen beim IQSH 
beantragten Maßnahmen waren fachbezoge-
ne Inhalte, Gewaltprävention, Lehrergesund-
heit, Schulentwicklung, Digitalisierung, Elter-
narbeit sowie Kommunikation und Gesprächs-
führung. Bei den von den berufsbildenden 

Schulen beim SHIBB beantragten Maßnah-
men lag der inhaltliche Schwerpunkt 2021 
auf der Digitalisierung und der Optimierung 
des digitalen Unterrichts. Im Jahr 2022 ver-
lagerte sich der inhaltliche Schwerpunkt auf 
Möglichkeiten zur Förderung der Schülerin-
nen und Schüler, um die durch die Pande-
mie entstandenen Lernrückstände aufzuho-
len.“	(Landtags-Drucksache	20/890)

Was sagt die GEW?
Es ist zu klären, aus welchen Gründen die 
Schulen	die	Finanzmittel	 für	die	Schulent-
wicklungstage (SET) nicht intensiver nut-
zen.	Sicherlich	werden	viele	SET	 für	 inter-
ne Diskussionen genutzt und mit Bordmit-
teln gestaltet. 

Aber	es	stellen	sich	doch	auch	Fragen:	Gibt	
es	zu	wenige	(passende)	Referent*innen?	Ist	
der	Verwaltungsaufwand	zu	groß?	Wie	passt	
der	Abfluss	mit	Rückmeldungen	zusammen,	
dass in Schulen auch Eigenbeiträge einge-
sammelt	und	gezahlt	werden?	380	Euro,	die	
einer	kleineren	Schule	mit	20	Kolleg*innen	
zustehen,	reichen	für	das	Engagement	einer	

Referent*in	für	zwei	bis	vier	Stunden,	setzt	
man die genannten Stundensätze zwischen 
95	und	230	Euro	an	(Kl.	Anfrage	Frage	6).	Für	
einen Tapetenwechsel und die Verlagerung 
des SET in eine andere Tagungsstätte würde 
der	Betrag	von	380	Euro	weder	für	die	Zah-
lung eines Tagegeldes und der Reisekosten 
gemäß	Bundesreisekostengesetzes	(z.	Z.	14	
Euro	für	eine	Dienstreise	mit	mehr	als	acht	
Stunden	Abwesenheit)	noch	für	die	Buchung	
einer Tagungsstätte ausreichen. 

Wäre	es	erforderlich,	die	Mittel	stärker	blo-
cken zu können? Sind die grundsätzlichen 
Möglichkeiten an den Schulen ausreichend 
bekannt? Die GEW erwartet, dass  das Minis-
terium und das IQSH die Zusammenhänge 
und Gründe  ermitteln und die Vorgaben den 
Anforderungen	und	Bedürfnissen	der	Schu-
len anpassen. 

Astrid Henke,
Landesvorsitzende der GEW 

Schleswig-Holstein
Matthias Heidn,

Leiter der GEW-Arbeitsgruppe 
„Bildungsfinanzierung“

Quelle: Landtags-Drucksache 20/890, eigene Berechnungen
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I n	den	Tarifverhandlungen	für	den	öffentli-
chen Dienst von Bund und Kommunen ha-

ben	sich	Gewerkschaften	und	Arbeitgeber	auf	
ein Ergebnis verständigt. Nach dem Scheitern 
der Verhandlungen hat die Schlichtungskom-
mission	eine	Schlichtungsempfehlung	vorge-
legt,	auf	deren	Grundlage	sich	Gewerkschaf-
ten	und	Arbeitgeber	am	22.	April	auf	einen	
Kompromiss einigen konnten.

Kernelemente	 der	 Tarifeinigung	 sind	
eine	Inflationsausgleichszahlung	und	eine	
deutliche	Gehaltserhöhung.	Das	Ergebnis	
im	Überblick:

•	 	Juni	2023:	einmalig	1.240	Euro	Inflations-
ausgleich,	steuer-	und	abgabenfrei,

•	 	Juli	2023	bis	Februar	2024:	monatlich	220	
Euro	Inflationsausgleich,	steuer-	und	ab-
gabenfrei,

•	 	März	2024:	Die	Tabellenentgelte	werden	
erst	um	200	Euro	(„Sockelbetrag“)	und	an-
schließend	noch	einmal	um	5,5	Prozent	
erhöht. Im Durchschnitt erhöhen sich da-
durch	die	Tabellenentgelte	der	Beschäf-
tigten	um	11,2	Prozent,

•	 	die	Laufzeit	beträgt	24	Monate.
Die	Höhe	des	ausgezahlten	Inflationsaus-

gleichs	beträgt	somit	insgesamt	3.000	Euro.	

Tarifergebnis bringt 
spürbar mehr Geld 
ab Juni 2023
Tarifrunde Bund und Kommunen 2023 beendet

Teilzeitbeschäftigte	erhalten	diese	Zahlun-
gen	anteilig	 in	Höhe	ihres	Beschäftigungs-
umfangs.

Bei der Erhöhung der Tabellenentgelte im 
März	2024	wirkt	der	„Sockelbetrag“	wie	eine	
soziale Komponente. Das bedeutet: Die Ta-
bellenentgelte	werden	erst	um	200	Euro	er-
höht. Danach werden sie noch einmal um 
weitere	5,5	Prozent	erhöht.	Dadurch	profitie-
ren	Beschäftigte	in	unteren	Entgeltgruppen.	
Denn	sie	erhalten	einen	größeren	prozentu-
alen	Gehaltszuwachs.	Beispielhaft	sorgt	die	
Gehaltserhöhung	um	200	Euro	und	5,5	Pro-
zent	im	März	2024	für	folgende	Gehaltsstei-
gerungen	(Vollzeit)	im	Rahmen	der	Laufzeit	
von	zwei	Jahren:

•	 	Sozialpädagogische	Assistent*in	(S	3,	Stu-
fe	3):	Monatlich	372,08	Euro	mehr	/	12,7	
Prozent,

•	 	Erzieher*in	 (S	 8a,	 Stufe	 5):	 Monatlich	
418,22	Euro	mehr	/11,1	Prozent,

•	 	Sozialarbeiter*in	(S	11b,	Stufe	4):	Monat-
lich	438,54	Euro	mehr	/	10,6	Prozent,

•	 	Kitaleitung	 (S	 13,	 Stufe	 4):	 Monatlich	
442,01	Euro	mehr	/	10,5	Prozent.

Die	GEW	hat	das	Tarifergebnis	als	guten	
Kompromiss bezeichnet. Die tabellenwirk-
same	 Erhöhung	 von	 durchschnittlich	 11,2	
Prozent	sorgt	ab	März	2024	für	eine	deutlich	
spürbare	Gehaltserhöhung	bei	einer	Laufzeit	
des	Tarifvertrages	von	zwei	Jahren.	Die	3.000	
Euro	Inflationsausgleichsprämie	bringen	in	
der	Zwischenzeit	für	2023	eine	dringend	nö-
tige	finanzielle	Entlastung	der	Beschäftigten.
Der	 Tarifabschluss	 ist	 ein	 Kompromiss.	

Folglich hat das Ergebnis auch Schwächen. 
Wir	hätten	natürlich	gerne	ein	kürzere	Lauf-
zeit und eine noch stärkere Entlastung der 
Beschäftigten	in	den	unteren	Entgeltgruppen	
erreicht.	Dies	war	aber	mit	den	Arbeitgebern	
nicht	zu	machen.	Klar	ist:	Angesichts	der	In-
flation	und	der	Belastung	der	Beschäftigten	
hätten wir uns noch mehr gewünscht. Klar 

ist	aber	auch:	Der	Tarifabschluss	bringt	er-
heblich	mehr	Geld	für	die	Beschäftigten.	Nur	
durch	die	große	Beteiligung	der	Beschäftig-
ten	an	den	Warnstreiks	und	Aktionen	ist	es	
uns	gelungen,	diesen	Tarifabschluss	gegen-
über	dem	massiven	Widerstand	der	Arbeit-
geber durchzusetzen.

Bei	Redaktionsschluss		läuft	noch	die	Mit-
gliederbefragung	 von	 ver.di	 zum	 Tarifab-
schluss.	Sollten	die	Gewerkschaftsmitglie-
der	dem	Ergebnis	zustimmen,	ist	die	Tarif-
runde beendet.

Das ist allerdings kein Grund, sich dann 
zufrieden	 zurückzulehnen.	 Im	 Gegenteil:	
Wir	 müssen	 weiter	 gemeinsam	 kämpfen.	
Der	Fachkräftemangel	führt	im	Sozial-	und	
Erziehungsdienst, und zwar vor allem in den 
Kitas, zu unglaublichen Problemen. Durch 
die	hohen	Belastungen	geraten	die	Beschäf-
tigten immer mehr unter Druck. Die Politik 
tut nichts zur Entlastung. Im Gegenteil, der 
Druck	wird	an	die	Beschäftigten	weiter	ge-
geben. Das kann so nicht weiter gehen. Ent-
lastung muss her. Wir brauchen jetzt bessere 
Arbeitsbedingungen	und	qualifizierte	Fach-
kräfte	für	die	Kitas	und	den	Sozial-	und	Er-
ziehungsdienst.

Wenn du gemeinsam mit der GEW aktiv 
werden	willst,	dann	komm‘	bei	einem	der	
nächsten	Treffen	der	Fachgruppe	Sozialpä-
dagogische	 Berufe	 vorbei.	Melde	 dich	 da-
für	einfach	bei	Stephan	Esser	unter	esser@
gew-sh.de.

Philipp Westphal,
GEW-Referent für Tarifarbeit

D ie GEW kritisiert den Beschluss der Kul-
tusministerkonferenz	(KMK)	zur	gym-

nasialen	Oberstufe.	
Im März hat die KMK beschlossen, die Rah-

menbedingungen	für	das	Abitur	in	den	Bun-
desländern weiter anzugleichen. Damit setzt 
sie	weiterhin	auf	starre	Vorgaben	und	arbei-
tet sich an Formalien ab. Die GEW hält das 
für	zu	kurz	gedacht	und	unflexibel.	Die	For-
derung nach einer bundesweiten Vergleich-
barkeit	der	Abiturleistungen	bleibt	aus	unse-
rer Sicht eine leere Formel, solange die Vo-
raussetzungen von Bundesland zu Bundes-
land völlig unterschiedlich sind. 
Gleichzeitig	fordern	die	Veränderungen	in	

der	Gesellschaft	und	der	Arbeitswelt,	der	me-
diale Wandel sowie eine zunehmende He-
terogenität die Schulen heraus sich weiter-
zuentwickeln, um technologischem Fort-
schritt	und	gesellschaftlichem	Wandel	tat-
sächlich	hinterherzukommen	und	zukunfts-
fähig	 zu	 werden.	 Ein	 Paradigmenwechsel	
wird nötig sein. Derzeit zeigt ChatGPT, dass 
sich die Situation verändern muss. Und da-
bei lässt sich noch nicht einmal sagen, mit 
welchen Entwicklungen wir in den nächs-
ten	Jahren	weiterhin	rechnen	können	und	
inwieweit	diese	die	Lernprozesse	beeinflus-
sen.	Auch	in	dieser	Hinsicht	sind	flexiblere	
Strukturen notwendig. 

Eckpunkte für eine 
moderne Oberstufe
Reagierend	auf	die	Beschlüsse	der	KMK	wer-
den Sorgen der GEW und weiterer Schulex-
pert*innen	laut,	dass	vorhandene	Reform-
ansätze durch die Beschlüsse der KMK ein-
geschränkt	werden.	Veröffentlicht	wurde	da-
her	im	Frühjahr	2023	die	„Potsdamer	Erklä-
rung“.	Darin	legen	die	„Bündnispartner	für	
ein	zukunftsfähiges	Abitur“		sechs	Eckpunk-
te	für	eine	moderne	Oberstufe	vor:

•	 	Zukunftsfähige	 Lernkultur:	 Die	 bisheri-
ge	Struktur	der	Oberstufe	basiert	auf	ge-
meinsamem Unterricht nach Fächern ge-
trennt	für	alle	zur	gleichen	Zeit	und	am	
gleichen	Ort.	Nötig	ist	aber	eine	Lernar-
chitektur, die das Lernen allein, zu zweit, 
im	Team,	in	kleinen	oder	großen	Gruppen	
ermöglicht, in unterschiedlichem Lern-
tempo, auch zu variablen Zeiten. 

•	 	Weiterentwicklung	der	Prüfungsformate:	
Die	Leistungsmessung	in	der	Oberstufe	
und	im	Abitur	wird	dominiert	von	Klau-
suren. Um die oben genannte Lernkultur 
auch	in	den	Prüfungen	abzubilden,	müs-
sen Leistungen in unterschiedlichen For-
maten	erbracht	werden	können	–	etwa	als	
E-Portfolios,	Forschungsberichte,	Kollo-
quien	oder	Multimediapräsentationen.	

Falsche Weichenstellung
Weniger statt mehr Flexibilität auf dem Weg zum Abitur 

•	 	Zeit	 für	 Vertiefung:	Die	 Beleg-	 und	 Ein-
bringverpflichtungen	in	der	Oberstufe	füh-
ren	zu	30	bis	35	Wochenstunden	als	Prä-
senzzeit	in	vielfältigen	Kursen.	Um	den	Ju-
gendlichen	Zeit	zu	geben,	sich	vertieft	mit	
anspruchsvollen Themen auseinanderzu-
setzen und dabei eigene Schwerpunkte zu 
setzen, sind eine verringerte und zeitlich 
flexiblere	Belegverpflichtung	und	schlan-
kere curriculare Vorgaben nötig. 

•  Individuelle Bildungswege: Dazu gehören 
etwa Schulzeitstreckungen oder Verkür-
zungen,	 die	 Anerkennung	 außerschu-
lisch erbrachter Leistungen nach klaren 
Kriterien und die Wiederholbarkeit ein-
zelner	Kurse.	Öffnungen	für	die	Möglich-
keit	Prüfungsleistungen	auf	mehrere	Halb-
jahre	aufzuteilen	und	ein	additives	Abi-
tur würden mehr Bildungsgerechtigkeit 
ermöglichen. 

•	 	Innovationsklausel:	Die	Anforderung	an	
Schule und Bildung wird sich auch in der 
Zukunft	laufend	ändern,	auch	angesichts	
des beschleunigten Wandels von Gesell-
schaft	und	Arbeitswelt.	Deshalb	bedarf	es	
einer	Regelung,	die	strukturell	Raum	für	

Innovation	in	Schule	und	Bildung	schafft.	

•	 	Öffentliche	Bildungsdebatte:	Die	Debat-
te	darüber,	wie	eine	künftige	gymnasiale	
Oberstufe	aussehen	soll,	wird	von	der	KMK	
weitgehend hinter verschlossenen Türen 
geführt	und	ohne	öffentliche	Beteiligung	
entschieden. Einbezogen werden sollten 
jedoch	alle	–	Schülerinnen	und	Schüler,	
Eltern,	 Lehrkräfte,	Wissenschaft,	 Unter-
nehmen	und	Gewerkschaften.	

Konsequenzen für 
Schleswig-Holstein
Für	Schleswig-Holstein	bedeuten	die	neu-
en	Vorgaben	der	KMK	derzeit	keine	gro-
ßen	 Veränderungen.	 Der	 beschlossene	
Rahmen,	z.B.	die	erhöhten	Leistungsan-
forderungen	in	drei	Fächern,	gilt	in	Schles-
wig-Holstein	seit	der	Implementierung	der	
neuen	OAPVO	bereits.	Jedoch	eröffnet	der	
Beschluss	der	KMK	auch	keine	 innovati-
ven	Spielräume;	und	das	 ist	unseres	Er-
achtens	viel	zu	wenig.		
Wir	halten	das	lebenslange	Lernen	für	ei-

nen	Schlüssel,	sich	erfolgreich	mit	den	Pro-
blemen in dieser komplexen Welt  auseinan-

Nach	der	Tarifrunde	ist	vor	der	Tarifrunde.	
Im	Herbst	2023	startet	die	Tarif-	und	Besol-
dungsrunde	für	die	Beschäftigten	der	Län-
der. Dabei geht es u.a. um die Gehälter der 
tarifbeschäftigten	Leh	rkräfte,	der	Hoch-
schulbeschäftigten	und	der	Beschäftigten	
beim Studentenwerk. Durch die von uns 
geforderte	Übertragung	auf	die	Beamt*in-
nen, geht es dabei aber auch um die Be-
soldung	der	verbeamteten	Lehrkräfte.

Tarif- und Besoldungs-
runde der Länder 2023
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Die GEW hat das  
Tarifergebnis als guten 

Kompromiss bezeichnet. 
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derzusetzen. Sinnvoll wird es daher sein, Ler-
nenden	mehr	Selbstverantwortung	für	den	
Lernprozess zu übergeben, zunehmend Frei-
räume	für	projektartiges	Lernen	und	indivi-
duellere	Lernwege	zu	eröffnen.	 In	der	Pra-
xis steht dies jedoch immer noch im Wider-
spruch zu der hohen Beleg- und Einbring-
pflicht	und	zu	der	Verpflichtung,	obligatorisch	
zwei	der	sogenannten	Kernfächer	(Mathema-
tik,	Deutsch,	eine	Fremdsprache)	auf	erhöh-
tem	Anforderungsniveau	zu	belegen	und	als	
Prüfungsfach	zu	wählen.	Die	Wege	zum	Abi-
tur in Schleswig-Holstein sind wenig indivi-
duell	und	profilierend.	Leistungsdruck	verhält	
sich kontraproduktiv dazu, Interessen und Be-
geisterung zu entwickeln. Daher tritt die GEW 
Schleswig-Holstein	dafür	ein,	Lehrenden	und	
Schüler*innen	möglichst	viele	Gestaltungs-
möglichkeiten	einzuräumen.	Konkret	heißt	
das,	wir	fordern	weiterhin	mehr	Wahlmög-
lichkeiten	als	verpflichtende	Elemente,	weil	
das	die	Motivation	und	die	Lernbereitschaft	
von	Schüler*innen	stärkt.

Jedem Lernenden 
mehr Verantwortung
Nichts Neues: Lernende können ein Schul-
jahr wiederholen oder eines überspringen. 
Doch was spricht dagegen, einzelne Kurse 
zu wiederholen und dadurch zum Beispiel 
im Fach Mathematik länger und intensiver zu 
üben?	In	der	Konsequenz	hieße	das,	jedem	
Lernenden	mehr	Verantwortung	für	den	ei-
genen Bildungsweg, die Dauer und die Inten-
sität der Lernprozesse zu geben und auch zu 
ermöglichen,	die	abschließenden	Abiturprü-
fungen	in	unterschiedlichen	Halbjahren	ab-
zulegen	oder	einzelne	Prüfungsteile	zu	wie-
derholen, anstatt bei Nicht-Bestehen ein gan-
zes	Jahr	zu	wiederholen.	Ein	additives	Abi-
tur kann diverse Bildungswege ermöglichen, 
statt auszusieben.  
Die	schleswig-holsteinische	Oberstufe	er-

möglicht in der Struktur interdisziplinäres 

Z u diesem Themenbereich hatte der 
GEW-Kreisverband Segeberg nach Bad 

Segeberg eingeladen und es wurde eine 
sehr	 informative	 Veranstaltung.	 Das	 The-
ma	scheint	auf	großes	Interesse	zu	stoßen.

Die	Referenten	Christian	Steenbuck	und	
Matthias Heidn wiesen gleich zu Beginn da-
rauf	hin,	dass	sie	keine	Rechtsberatung	ma-
chen.	 Vielmehr	 wollten	 sie	 Informationen	
über die Rechtslage und Gerichtsentschei-
dungen	zu	diversen	schulischen	Konfliktsi-
tuationen	liefern	und	dies	anhand	von	Bei-
spielen	aus	dem	schulischen	Alltag	anschau-
lich machen. Grundsätzlich müssten päda-
gogische	Herausforderungen	mit	guten	pä-
dagogischen Konzepten gemeinsam im Kol-
legium gelöst werden. Gleichwohl gebe es 
Situationen, deren Lösungen im schlimms-
ten Fall bei Dienstvorgesetzten oder sogar 
bei	Polizei,	Staatsanwaltschaft	oder	vor	Ge-
richt	landen.	Dafür	wollten	sie	den	Teilneh-
mer*innen	Tipps	für	die	Praxis	geben.

Inhaltlich ging es u.a. um das Ein- oder 
Aussperren	von	Schüler*innen	und	Klassen,	
den Toilettengang, die Intervention mit kör-
perlichem Einsatz, das Nachsitzen, die Stra-
farbeit.	Auch	der	Umgang	mit	Smartphones	
in verschiedenen Kontexten, das Züchtigen 
von	Schüler*innen	und	entwürdigende	Hand-
lungsweisen wurden thematisiert. Zum Ver-
abreichen	von	Medikamenten	an	Schüler*in-

Was dürfen Lehrkräfte? 
Von No-Gos und Einzelfallentscheidungen

nen	können	Lehrkräfte	nicht	verpflichtet	wer-
den! Sie sollen auch keine körperlichen Ein-
griffe	vornehmen,	wobei	hier	als	Ausnahme	
die	Entfernung	von	Zecken	gilt.
Da	es	sich	 immer	um	Einzelfallentschei-

dungen handelt, kann man sich nur am all-
gemein gültigen Rechtsrahmen orientieren. 
Also:	Persönlichkeitsrechte,	Menschenwürde,	
Menschenrechte,	Recht	auf	gewaltfreie	Erzie-
hung und körperliche Unversehrtheit bilden 
den Rechtsrahmen. Und an Gesetzen sind be-
sonders zu beachten: das Grundgesetz, das 
Bürgerliche	Gesetzbuch,	das	Strafrecht,	das	
Beamtengesetz, das Schulgesetz und auch 
die UN Menschenrechtscharta. 
Klare	Aussagen	konnten	die	Referenten	zu	

einigen „No-Gos“ machen: Toilettengang ver-
hindern,	Züchtigung,	entwürdigende	Maß-
nahmen,	Kollektivstrafen,	Eingriffe	in	die	Per-
sönlichkeitsrechte.	Ansonsten	gilt	immer	der	
Grundsatz	der	Verhältnismäßigkeit.
Aber	auch	Rechte	der	Lehrkräfte	wurden	

erwähnt, z.B. das Recht zur Teilnahme an 
Maßnahmen	des	Bildungsurlaubs	auch	in	der	
Unterrichtszeit.	Andere,	wie	z.B.	das	Recht	
auf	Teilzeitarbeit	und	auf	ein	Sabbatjahr,	wer-
den aktuell im politischen Raum diskutiert, 
um	sie	im	Zusammenhang	mit	dem	Lehrkräf-
temangel	ggf.	einzuschränken.	Gewalt	gegen	
Lehrkräfte	ist	in	den	Kollegien	ein	virulentes	
Thema, bildet sich allerdings in den statisti-
schen Daten des Bildungsministeriums und 
der	Polizei	nicht	so	ab,	wie	„vor	Ort“	emp-
funden	(siehe	Landtagsdrucksache	20/641).	
Über	Vorfälle,	bei	denen	Gewalt	im	Spiel	ist,	
sollten deshalb die Schulleitung, die Schul-
aufsicht	und	gegebenenfalls	auch	die	Poli-
zei	informiert	werden!

Es	wurden	auch	Empfehlungen	diskutiert,	
die	den	Lehrkräften	und	auch	den	Schüler*in-
nen mehr Handlungssicherheit bringen kön-
nen: Die Schulen sollten Konzepte zu rele-
vanten	pädagogischen	Herausforderungen	
erarbeiten,	 dazu	 Schulkonferenzbeschlüs-
se	herbeiführen,	sie	in	den	Klassen	und	auf	
Lehrerkonferenzen	diskutieren	und	konse-
quent	und	einheitlich	danach	handeln	–	und	
auch	den	§	25	des	Schulgesetzes	anwenden.
Unterstützung	für	die	Kollegien	bieten	u.a.	

Kreisfachberater*innen	für	Erziehungshilfe,	
das	IQSH,	die	Schulsozialarbeiter*innen	und	
Schulpsycholog*innen.	

Mit guten Konzepten und guter Präven-
tionsarbeit	könnten	schon	im	Vorfeld	viele	
Konfliktsituationen	vermieden	werden.
Am	Ende	der	Veranstaltung	wurde	deut-

lich, dass wir es mit einem enorm komplexen 
Themenbereich zu tun haben und es keine 
Garantie	für	bestimmte	Ausgänge	gibt.	Da-
her wurde herausgestellt, dass es auch aus 
diesem Grund wichtig ist, Mitglied der GEW 
zu sein. Man könne sich dann an die Landes-
stelle	für	Rechtsschutz	wenden,	um	im	Be-
darfsfall	auch	von	dort	aus	beraten	und	ju-
ristisch begleitet zu werden.

Sabine Duggen
Vorsitzende des GEW-Kreisverbandes Segeberg

Veranstaltungen: 
Eine	begrenzte	Anzahl	von	Ver-
anstaltungen	kann	bei	der	GEW	abgerufen	
werden:	Anfragen	sind	zu	richten	an	Christi-
an	Steenbuck:	steenbuck@gew-sh.de

Info:
Seit	 2017	 lag	 der	 KMK	 das	
Urteil	des	Bundesverfassungsgerichts	aus	
Karlsruhe	vor,	das	Abitur	einheitlicher	zu	
gestalten. Nach sechs 
Jahren	hat	sich	die	KMK	
zu einer Überarbeitung 
der „Vereinbarung zur 
Gestaltung der gymna-
sialen	Oberstufe	und	der	
Abiturprüfung“	(Oberstufenvereinbarung)	
durchgerungen.	Die	neue	Oberstufenrege-
lung	soll	bis	2030	gelten.

U nser	Kollege	Jürgen	Meyer	war	ein	un-
ermüdlicher	und	tatkräftiger	Gewerk-

schafter,	der	sich	sowohl	 in	seiner	aktiven	
Zeit	als	Lehrer	an	der	Ernst-Moritz-Arndt-Re-
alschule und der Baltic-Gesamtschule als 
auch	im	Ruhestand	für	die	GEW	engagierte.	
Viele	junge	Lehrkräfte	unterstützte	er	in	ih-
rer	Ausbildung,	und	er	wurde	nicht	müde,	
neue	Kollegen	und	Kolleginnen	für	die	GEW	
zu	gewinnen.	Neben	seinem	Werben	für	Au-
torenlesungen in Schulen und den Bücher-
kisten	mit	Kinder-	und	Jugendbüchern,	die	
er persönlich in die Schulen brachte, woran 
sich	einige	Lehrkräfte	bestimmt	noch	gut	er-
innern werden, gehörte er zum Redaktions-
team des Buchprojektes „Gern erzähle ich 
was	war“.	Jürgen	vertrat	den	GEW-Kreisver-
band Lübeck auch in verschiedenen Gremi-
en	auf	Landesebene,	zuletzt	im	Landesseni-
orenausschuss. Für die Lübecker GEW-Senio-
rengruppe	organisierte	er	fast	20	Jahre	lang	
kulturelle und literarische Veranstaltungen, 
die	stets	regen	Zuspruch	fanden.
Literatur,	Philosophie	und	Politik	–	das	wa-

ren	seine	großen	Interessen.	Die	Lübecker	
Stolpersteine unterstützte er als Pate von Be-
ginn	an.	Als	Senior	fuhr	er	regelmäßig	an	die	
Universität nach Hamburg, besuchte Vorle-

Nachruf auf Jürgen Meyer

sungen	und	freute	sich	über	die	interessan-
ten Diskussionen mit den jungen Leuten. 
Jürgen	war	uns	ein	warmherziger	und	ver-

lässlicher	Begleiter,	der	immer	auch	für	ei-
nen Scherz zu haben war. So werden wir ihn 
in guter Erinnerung behalten. Unser Mitge-
fühl	gilt	seiner	Familie.
Jürgen	Meyer	verstarb	am	26.	April	2023	

im	Alter	von	84	Jahren.	Fast	60	Jahre	lang	
war er Mitglied der GEW.

Elisabeth Reinert und Christiane Petersen,
GEW-Seniorengruppe Lübeck

und	 projektartiges	 Arbeiten.	 Zu	 begrüßen	
sind	die	Ideen	des	Profilseminars,	der	soge-
nannten Besonderen Lernleistung, der Fach-
arbeit	 oder	der	Präsentationsprüfung.	 Zu-
gegebenermaßen,	strukturell	sind	Spielräu-
me in Schleswig-Holstein angelegt, so dass 
Lernende ihre individuellen Interessen und 
Stärken	selbständig	erweitern	und	im	Abitur	
zur Geltung bringen könnten. In der Praxis 
stimmen	hierfür	jedoch	die	Rahmenbedin-
gungen	häufig	nicht.	Diese	Ansätze	sind	lei-
der noch zu wenig stringent durchdacht und 
stehen	zum	schulischen	Alltag	und	auch	zu	
den Rahmenvorgaben in Konkurrenz oder 
sogar im Widerspruch. Zwar gibt es in der 
schleswig-holsteinischen	Oberstufe	derzeit	
Strukturen,	die	andere	und	neue	Prüfungs-
formate	zulassen.	Die	OAPVO	gestattet	den	
Lehrkräften,	an	der	Stelle	von	Klausuren	so-
genannte Gleichwertige Leistungsnachweise 
einzusetzen,	freiwillig.	Jedoch	sind	diese	For-
mate	einerseits	zum	Teil	aufwändiger	in	der	
Vorbereitung, die meisten Lehrenden haben 
wenig	Erfahrung	 in	der	Durchführung	und	
schließlich	sind	diese	gleichwertigen	Leis-
tungsnachweise	so	lange	nicht	zielführend,	

wie	die	Abschlussprüfungsformate	im	Abitur	
traditionelle	Klausuren	sind.	Aber:	Wer	wird	
die	Kompetenz,	in	fünf	Zeitstunden	ohne	Re-
cherche	einen	handschriftlichen	Aufsatz	zu	
verfassen,	in	der	Zukunft	noch	brauchen?

Fazit
Prüfungsformate,	Raum-,	Zeit-	und	Lerngrup-
penstrukturen	müssten	um	ein	Vielfaches	fle-
xibler werden. Die KMK hätte die Chance ge-
habt,	an	Stellschrauben	für	ein	zukunftsfähi-
ges	Abitur	zu	drehen,	und	mehr	Flexibilität	
auf	dem	Weg	zum	Abi	zuzulassen.	Stattdes-
sen	werden	die	(fast)	erwachsenen	Schülerin-
nen und Schüler mehr gegängelt. Der zuneh-
menden Heterogenität der Lernenden wer-
den die Vorgaben der KMK nicht gerecht. In-
dividuellere	Wege	zum	Abitur	und	die	Mög-
lichkeit, zunehmend eigene Schwerpunkte 
zu	setzen	mit	Blick	auf	individuelle	Interes-
sen	und	die	spätere	Studien-	oder	Berufs-
wahl sind weiterhin schwierig.

Janka Poloczek,
Vorsitzende der GEW-Fachgruppe
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D ie	Überschrift	überrascht:	„Lehrkräfte-
mangel gibt es nicht“, machen die Zei-

tungen des Schleswig-Holsteinischen-Zei-
tungsverlages	 am	 20.	 April	 2023	 auf	 ihren	
Politikseiten	auf	einen	umfangreichen	Arti-
kel	eines	leitenden	Redakteurs	aufmerksam.	
Schön	wäre	es,	wenn	die	Überschrift	der	Rea-
lität entspräche. Dem ist aber leider nicht so. 

Geschenkt die Polemik zu den vermeintli-
chen	Sonnenseiten	des	Lehrer*innenberufs:	
Pferde,	Wohnmobile,	Luxus-Pensionen	und	

Ferien,	 auf	die	der	Autor	 in	 seinem	Artikel	
nicht	verzichten	mag.	Das	lassen	wir	einfach	
mal	beiseite.	Schließlich	ist	der	Neid	auf	Lehr-
kräfte	fast	so	alt	wie	der	Beruf.	

Widmen wir uns also den Fakten: Kein Lehr-
kräftemangel?	In	Schleswig-Holstein	möch-
ten	wir	dem	Autor	zum	Beispiel	den	Besuch	
einer Grundschule an der Westküste, einer 
Gemeinschaftsschule	im	Hamburger	Umland	
oder eines x-beliebigen Förderzentrums im 
Lande	(mit	Ausnahme	des	Nordens)	empfeh-
len.	Dort	erleben	Lehrer*innen,	Schüler*in-
nen	und	Eltern	den	Mangel	Tag	für	Tag.	Weil	
es	an	ausgebildeten	Lehrkräften	fehlt,	müssen	
dort vielerorts nicht oder nur teilweise aus-
gebildete	Kräfte	die	Unterrichtsversorgung	
mit	aufrechterhalten.	Landesweit	sind	 ins-
gesamt	etwa	200	Stellen	unbesetzt.	Auf	ge-
schätzt	 knapp	 2.000	 Stellen	 befinden	 sich	
nicht	oder	nur	teilweise	qualifizierte	Perso-
nen. Und im Vergleich zu anderen Bundes-
ländern stellt sich die Lage in Schleswig-Hol-
stein noch günstig dar.
Hingegen	rechnet	der	SHZ-Autor	vor:	Die	

Anzahl	der	Lehrer*innen	sei	in	den	vergan-
gen	zwanzig	Jahren	um	13	Prozent,	also	3.000	
Lehrkräfte,	gestiegen,	die	der	Schüler*innen	
hingegen	um	13	Prozent	gesunken.	Folglich	
könne	 es	 gar	 keinen	 Lehrkräftemangel	 ge-
ben. Diese Rechnung blendet nicht nur die 
gesellschaftlichen	 Veränderungen	 und	 da-
mit	gewachsenen	Anforderungen	an	Schule	
in	den	vergangenen	zwanzig	Jahren	aus.	Sie	
verzerrt das Bild auch mathematisch, weil sie 
sich	auf	„Köpfe“	und	nicht	auf	Stellen	bezieht.	
Im	Jahr	2002	gab	es	 in	Schleswig-Holstein	

Lehrkräftemangel? Gibt es leider doch!
Er lässt sich auch nicht von Journalist*innen wegschreiben

18.269	Lehrerstellen	(Stellen,	nicht	Lehrkräf-
te!)	bei	335.000	Schüler*innen.	2022	waren	
es	19.329,	ein	Zuwachs	um	5,8	Prozent	bei	
einem	Rückgang	der	Zahl	an	Schüler*innen	
um	43.000.	
Obwohl	bei	weitem	nicht	im	erforderlichen	

Umfang	hat	der	Landtag	 in	den	vergange-
nen	beiden	Jahrzehnten	auch	auf	Druck	der	
GEW hin die Zahl der Stellen erhöht, damit 
die	Schüler*innen	mehr	Unterricht	bekom-
men. Die Zahl der Unterrichtsstunden wur-
de erhöht. Die Lage an den Schulen sähe 
sonst	noch	schlimmer	aus.	Lag	die	Anzahl	
der erteilten Unterrichtsstunden je Schü-
lerin/Schüler	 im	Jahr	2002	an	Grundschu-
len	bei	1,08,	erreicht	sie	 jetzt	1,54.	An	den	

damaligen	Hauptschulen	betrug	die	Anzahl	
1,44,	an	den	heutigen	Gemeinschaftsschu-
len	ohne	Oberstufe	1,92.	Außerdem	leistete	
ein	Teil	der	Lehrer*innen	damals	noch	Vor-
griffsstunden,	um	so	die	Unterrichtssituati-
on	für	die	Schüler*innen	nicht	ins	Bodenlo-
se stürzen zu lassen.
In	den	vergangenen	zwei	Jahrzehnten	gab	

es	einen	krassen	gesellschaftlichen	Wandel,	
verstärkte	Einwanderung,	Ausbau	der	Inklu-

sion und eine ausgeweitete Bildungsbeteili-
gung.	Schüler*innen	gehen	heute	länger	zur	
Schule	als	noch	vor	20	Jahren.	Alles	Fakto-
ren,	die	nicht	nur	die	Arbeitsbelastung	der	
Lehrkräfte,	sondern	auch	den	Lehrkräftebe-
darf	kräftig	erhöht	haben.

Diese Stellen lassen sich nun heute im-
mer	schwieriger	besetzen.	Das	betrifft	in	ers-
ter Linie Förderzentren, Grundschulen und 
Gemeinschaftsschulen.	In	allen	Schularten	
existieren	erhebliche	Probleme,	Lehrer*in-
nen	für	Fächer	wie	Mathematik,	Physik,	Che-
mie,	Kunst	und	Musik	zu	finden.	Düster	sieht	
es darüber hinaus in den Regionen aus, die 
Lehrer*innen	für	sich	als	Wohn-	und	Arbeits-
ort	nicht	attraktiv	finden.	
Der	Lehrkräftemangel	–	es	gibt	 ihn	also.	

Und	er	wird	sich	in	den	kommenden	Jahren	
noch verschlimmern, weil die Politik ihn in 
den	vergangenen	Jahren	nicht	wahrhaben	
wollte.	So	warf	die	schleswig-holsteinische	
Bildungsministerin Karin Prien der GEW noch 
vor	fünf	Jahren	Panikmache	vor,	als	die	GEW	
vor dem sich immer stärker abzeichnenden 
Lehrkräftemangel	warnte.	
Der	Lehrkräftemangel	 ist	 leider	Realität.	

Verharmlosen	hilft	nicht.	Er	lässt	sich	auch	
nicht	von	Journalist*innen	wegschreiben.	

Bernd Schauer,
Geschäftsführer der GEW Schleswig-Holstein

D er Sturm rund um den Chatbot 
„ChatGPT“ ist inzwischen etwas abge-

flacht	und	trotzdem	bleibt	offen,	ob	ChatGPT	
für	Schulen,	Universitäten,	Fachhochschulen,	
lehren	und	lernen	eher	Chance	oder	Gefahr	
darstellt. Dieser Kommentar versucht, dar-
auf	die	ersten	Antworten	zu	finden.

Was ist ChatGPT?
ChatGPT	ist	ein	auf	Künstlicher	Intelligenz	(KI)	
basierter	Chatbot,	der	von	OpenAI	entwickelt	
wurde. Es ist ein interaktiver Chatbot, der in 
der	Lage	ist,	auf	eine	Vielzahl	von	Fragen	und	
Anfragen	zu	antworten	und	dabei	natürliche	
Sprache zu verwenden. ChatGPT nutzt ma-
schinelles Lernen und neuronale Netze, um 
kontextbezogene	Antworten	 zu	generieren	
und	seine	Antworten	auf	Grundlage	des	Kon-
texts und der vorherigen Gespräche mit dem 
Benutzer anzupassen. 

Was bedeutet ChatGPT für 
Schulen und Universitäten?
Neben ChatGPT gibt es auch noch andere 
chatbasierte KI. Digitalisierung erreicht da-
mit ein neues Level. Vermutlich haben schon 
mehr	als	die	Hälfte	der	Schüler*innen	bzw.	
Student*innen	ChatGPT	oder	ähnliches	aus-
probiert	und/oder	nutzen	es.	Eine	offizielle	
Zahl ist nicht ermittelbar. 

Lehrende können ChatGPT zur Erstellung 
von	Arbeitsblättern	nutzen	oder	anderwei-
tig	in	den	Unterricht/die	Lehre	einbeziehen.
Problematisch wird es dann, wenn Lehren-

Viel Wind um ChatGPT
Ein Kommentar

de	 bei	 zu	 Hause	 erbrachten	 Prüfungsleis-
tungen nicht mehr erkennen können, ob 
der	Text	von	den	Lernenden	selbst	verfasst	
oder durch Künstliche Intelligenz generiert 
wurde, zum Beispiel bei Lesetagebüchern, 
Projektarbeiten,	 Referaten,	 Hausarbeiten	
etc.	 Auch	 mathematische	 Aufgaben	 kann	
der Chatbot lösen.
Für	Schüler*innen	und	Student*innen	wird	

es problematisch, wenn sie der KI blind ver-
trauen	und	nicht	hinterfragen,	ob	der	gene-
rierte Text inhaltlich korrekt ist oder nicht. 
Die	Texte,	auf	die	ein	Chatbot	zurückgreift,	
stehen	im	Internet	frei	zur	Verfügung.	Zum	
Teil sind diese auch nicht mehr aktuell
Konkret	heißt	das:
ChatGPT und andere chatbasierte künstli-

che Intelligenzen sind da und werden sich ra-
sant weiterentwickeln. Verbieten kann man 
sie	nicht,	deshalb	müssen	Schüler*innen	und	
Lehrkräfte	sowie	Studierende	und	Lehren-
de	dazu	befähigt	werden,	mit	ChatGPT	um-
zugehen.

Werden Schulen, Universitäten 
und Fachhochschulen 
beim Umgang mit ChatGPT 
unterstützt?
Seit	 dem	 03.04.2023	 findet	 man	 auf	 der	
Homepage des Landes unter dem Stichwort 
„Künstliche	Intelligenz	in	der	Schule“	folgen-
de	Überschrift:	„Land	arbeitet	an	Leitfaden	
zum Umgang mit ChatGPT und anderen text-
generierenden Chatbots.“1*	Außerdem	erfährt	

man	dort,	dass	sich	ein	Expert*innenngremi-
um	zum	Kaminabend	getroffen	hat,	um	über	
den Umgang mit „KI in der schulischen Bil-
dung“ zu beraten.

In den Schulen angekommen ist bislang 
nichts,	 außer	 der	 Handlungsleitfaden	 für	
Schulen aus NRW. 2* Zum Umgang mit KI im 
Kontext der Universitäten und Fachhoch-
schulen sucht man vergebens.

Und was sagt die GEW dazu?
Die	GEW	SH	hat	auf	 seinem	Landeshaupt-
ausschuss	am	05.05.2023	über	das	Thema	
beraten:
Ein	Handlungsleitfaden	für	Schulen	ist	ein	

erster	Schritt,	reicht	aber	nicht	aus.	Lehrkräf-
te	müssen	flächendeckend	schnell	fortgebil-
det	werden.	Gefahren	und	Nutzen	müssen	
aufgezeigt	werden.	
Die	GEW	fordert	deshalb:

•	 	1.	Mehr	Zeitressource	in	allen	Jahrgangs-
stufen	 für	 die	 Vermittlung	 von	Medien-
kompetenz in allen Fächern.

•	 	2.	Flächendeckende	Fortbildungen	wäh-
rend	der	Unterrichtszeit	für	alle	Lehrkräf-
te zum Umgang mit ChatGPT und ande-
ren	KI	im	Unterricht	(sofort)

•	 	3.	Aufnahme	des	Themas	„künstliche	In-
telligenz“	in	die	Lehrkräftebildung	(Chan-
cen,	Gefahren,	Nutzungsmöglichkeit	auch	
für	Lehrkräfte)

•	 	4.	Weiterbildung	für	Lehrende	an	Univer-
sitäten und Fachhochschulen zum Um-
gang mit ChatGPT und anderen KI in der 
Lehre	(sofort).

•	 	5.	Aufklärung	im	Hinblick	auf	die	daten-
schutzrechtlichen Probleme bei der Nut-
zung von ChatGPT und anderen KI.

•	 	6.	Bereitstellung	einer	 stets	 aktualisier-
ten Liste, welche künstlichen Intelligen-
zen	für	Schulen	und	Universitäten	daten-
schutzrechtlich anwendbar sind.

•	 	7.	 Handlungsleitfaden	 für	 den	Umgang	
mit	schriftlichen	Prüfungsleistungen	(zum	
Beispiel Projektarbeiten).

1*  schleswig-holstein.de - Politik - Künstliche Intelligenz 
in der Schule (06.05.2023) 

2*  handlungsleitfaden_ki_msb_nrw_230223.pdf (schul-
ministerium.nrw) (06.05.2023) 

Katja Coordes,
Stellvertretende Landesvorsitzende der GEW 

Schleswig-Holstein

Wir empfehlen den 
Besuch einer Grundschule 

an der Westküste

Faktoren, die den  
Lehrkräftebedarf kräftig 

erhöht haben
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Kulturfahrt des GEW-
Kreisverbandes Kiel
Der GEW-KV Kiel lädt seine Mitglieder 
(und eventuell eine Begleitperson) zur 
diesjährigen	Ausstellung	der	NordArt	
ins	 Kunstzentrum	 in	 Büdelsdorf	 ein.	
Die	Fahrt	findet	an	zwei	Terminen	statt:
Sonnabend,	9.	September	2023	und	
Dienstag,	12.	September	2023
Wir	fahren	mit	dem	Bus	vom	Wilhelm-
splatz ab. Nach einer Führung und ei-
nem gemeinsamen Imbiss ist noch Zeit 
für	eigene	Erkundungen.	Je	nach	Wet-
terlage	 fährt	 der	 Bus	 um	 15.00	 oder	
17.00	Uhr	zurück.	Die	verbindliche	An-
meldung	erbitten	wir	bis	zum	21.	Au-
gust	2023	mit	Angaben	zur	gewünsch-
ten	Gruppe	und	zur	Anreise	 (Mitfahrt	
mit	 dem	 Bus	 oder	 Anreise	 mit	 eige-
nem	PKW).	Wenn	die	Anzahl	der	An-
meldungen die der möglichen Plätze 
übersteigt, werden die Plätze nach Ein-
gangsreihenfolge	vergeben!
Anmeldung	an	KV	Kiel
Tel:	0431	-	553130
Fax:	0431	-	2600417
E-Mail:	gewkvkiel@mytng.de	
oder	bei	Klaus	Bielfeldt
E-Mail:	k.bielfeldt@web.de
Tel:	04349	-	1712

In eigener Sache
Das	Magazin	„Bildung	zwischen	den	Meeren“	ist	die	Zeitschrift	für	die	Mitglieder	des	
GEW-Landesverbandes Schleswig-Holstein. 
Damit	sich	auch	deren	Wünsche	und	Interessen	in	den	Artikeln	widerspiegeln	kön-
nen, bitten wir euch, uns Themen	zu	nennen,	die	wir	in	den	nächsten	Ausgaben	be-
arbeiten sollten.
Herzlich möchten wir euch ermuntern, selbst Artikel	zu schreiben. Gerne stehen wir 
euch	dabei	hilfreich	zur	Seite,	 indem	wir	euch	Hintergrundinformationen	für	Au-
tor*innen	zukommen	lassen.	Jährlich	führen	wir	auch	Schreibseminare	durch.
Habt ihr Interesse, auch in die redaktionelle	Arbeit	von „Bildung zwischen den Mee-
ren“ einzusteigen? Wenn ihr Interesse habt, dann könnt ihr probeweise an unseren Re-
daktionssitzungen teilnehmen!

Eure	Redaktion		Kontakt:	heidn@gew-sh.de
Matthias	Heidn,	Sarah	Izydorczyk,	Blanka	Knudsen	und	Eddi	Pusch		

 noTizen Aus deM gewerkschAfTshAus · 06/2023 · Bildung zwischen den MeerenBildung zwischen den Meeren · 06/2023 · kurz & knAckig

Kurz & knackig
 

Tipps, Hinweise und Termine

Bildung zwischen den Meeren · 06/2023 · kurz & knAckig

Kurz & knackig
 

Tipps, Hinweise und Termine

+ + Geänderter Redaktionsschluss am 1. des Vormonats! + + 

von Bernd Schauer 
Geschäftsführer der GEW Schleswig-Holstein

Notizen 
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Für GEW-Mitglieder ist der Bezugspreis im Beitrag ent-
halten.	„Bildung	zwischen	den	Meeren“	erscheint	10	x	
jährlich	(im	Januar	und	August	keine	Ausgabe).	Adress-
änderungen	und	Anliegen	richten	Sie	bitte	direkt	an	
den Landesverband der GEW. Mit Namen gekennzeich-
nete	Artikel	müssen	nicht	mit	der	Meinung	der	GEW	
oder der Redaktion übereinstimmen. Die Redaktion 
behält	sich	bei	allen	Veröffentlichungen	Kürzungen	vor.	

Hinweis:	Die	Drucklegung	dieser	Ausgabe	erfolgte	am	
15.05.2023.	Für	aktuelle	Entwicklungen	verweisen	wir	
auf	die	Homepage	der	GEW:	www.gew-sh.de

…  Montag,	1.	Mai	2023	 	 	
Zwischen	den	Blöcken

S tark vertreten wie lange nicht mehr, war 
der	GEW-Block	auf	der	Mai-Demo	in	Kiel.	

Das	fing	bei	den	Allerjüngsten,	einer	Hand-
voll	Kinder	von	GEW-Beschäftigten	im	Alter	
zwischen	noch	nicht	einmal	einem	Jahr	und	
fünf	Jahren	an,	 setzte	sich	über	viele	Kol-
leg*innen	von	der	Jungen	GEW	fort	bis	hin	
zu	den	altbekannten	Grauköpfen.	Während	
der	Demo	lief	unser	GEW-Block	immer	wieder	
Gefahr,	 in	die	Mühlen	zwischen	SPD-Block	
und Schwarzem Block zu geraten. Vor uns 
bewegte sich die SPD wie immer zu lang-
sam, von hinten bedrängte uns laut und un-
gestüm der Schwarze Block. 

…  Dienstag,	2.	Mai	2023	 	
Alles	muss	raus!	

Z wei	 Paletten	 mit	 heute	 angelieferten	
Schuljahresplanern müssen raus an die 

GEW-Vertrauensleute an den Schulen. Mei-
ne Kollegin Birgit hat alles generalstabsmä-
ßig	vorbereitet,	so	dass	sich	das	Schleppen	
der nicht gerade leichten Pakete in Gren-
zen	hält.	Jetzt	muss	nur	noch	die	Post	mit-
spielen	und	das	tun,	wofür	es	sie	überhaupt	
gibt:	Pakete	zuverlässig	an	die	richtige	Ad-
resse	 auszuliefern.	 Im	 vergangenen	 Jahr	
hatten wir den Verdacht, dass die Zusteller 
einige	Pakete	einfach	in	die	Walachei	oder	
ins	Altpapier	geschmissen	haben.	Angekom-
men sind sie bei den Vertrauensleuten je-
denfalls	nicht.	Auf	Nachfrage	erhielten	wir	
nur	die	Auskunft:	„Beim	Nachbarn	abgege-
ben.“ Da werden sich wahrscheinlich Nach-
bar*innen	von	Schulen	die	GEW-Schuljah-
resplaner untern Nagel gerissen haben, um 
sie über e-bay-Kleinanzeigen zu verticken. 
Ein	Geschäft,	mit	dem	sich	im	vergangenen	
Jahr	übrigens	auch	ein	mittelloses	GEW-Mit-
glied	ein	Zubrot	verdient	hat,	wie	wir	zufäl-
lig im Internet entdeckt haben.

…  Mittwoch,	3.	Mai	2023	
Schwänzen	ohne	Lehrer*innen

W er wird eigentlich so alles zu einem 
Fachgespräch des Bildungsausschus-

ses des Schleswig-Holsteinischen Landtages 
eingeladen?	In	der	Lobby	hinter	einem	Pfei-
ler	versteckt,	konnten	wir	zufällig	den	Dia-
log	zweier	Abgeordneter	bei	der	Planung	des	
Fachgesprächs	„Schulpflicht,	Absentismus,	
Kindeswohl“ belauschen: 
Auf	jeden	Fall	Professorinnen und Profes-

soren! Das bringt dem Ganzen akademische 
Weihen. Genau, Förderpädagogik und kli-
nische Psychologie. Psychotherapie macht 

Probleme	höher.	Zu	fortgeschrittener	Stunde	
erklärt die schleswig-holsteinische Bildungs-
ministerin Karin Prien (CDU) bei Lanz in der 
Talkshow,	sie	könne	sich	bei	12-	bis	14-Jäh-
rigen	 eine	 Gefängnisstrafe	 vorstellen.	 Lei-
der	weiß	sie	damit	nach	einer	NDR-Umfra-
ge rund zwei Drittel der Schleswig-Holstei-
ner*innen	hinter	sich.	Hintergrund	sind	die	
schlimmen Misshandlungen eines Mädchens 
durch eine Mädchen-Gang in Heide, deren 
Anführerin	erst	13	Jahre	alt	 ist.	Selbstver-
ständlich	kennt	die	Juristin	Karin	Prien	die	
Rechtslage nur zu gut. Die Neue Richterverei-
nigung	sagt	dazu:	„Für	Kinder	unter	14	Jah-
ren	braucht	es	nicht	das	Jugendstrafrecht,	
um zu angemessenen Reaktionen zu kom-
men.	Denn	auch	bei	Kindern	unter	14	Jah-
ren	reagiert	der	Staat,	wenn	sie	Straftaten	
begehen… Mehr Ressourcen in Kindergär-
ten,	Schulen	und	in	der	Kinder-	und	Jugend-
hilfe	könnten	helfen	frühzeitiger	zu	interve-
nieren.	Neue	Strafandrohungen	nützen	hin-
gegen	nichts.“	Dem	ist	nichts	hinzu	zu	fügen.

…  Freitag,	5.	Mai	2023	 	
GEW	und	Bundeswehr

B Bei	der	Bundeswehr	soll	es	rund	11.400	
Abkürzungen	 geben.	 Da	 kommt	 die	

GEW	nicht	ganz	ran.	Aber	eine	ordentliche	
zweistellige	Zahl	schaffen	wir	auch.	Gewöhn-
liche	Abkürzungen	wie	LDV,	LHA,	GLV,	LV,	FG	
usw.;	und	exotisch	klingende	wie	LAMA,	AG	
BiFi,	und	KAFGAH.

sich	auch	immer	gut.	Außerdem:	Wie	hieß	
noch der Migrationsforscher, der neulich bei 
Lanz	war?	Den	sollten	wir	auf	jeden	Fall	ein-
laden.	Das	bringt	uns	bundesweite	Aufmerk-
samkeit. Die Kinderärzte	 dürfen	wir	nicht	
vergessen, ebenso wenig die Jugendamts-

leute, den Landesjugendhilfeausschuss, 
den Kinderschutzbund und die kommuna-
len Verbände. Wenn wir einen Stadtrat ein-
laden, müssen wir aber auch einen Schulrat 
einladen. Hast Recht. Und was ist mit den 
Kirchen? Die stellen sich immer so an. Krie-
gen wir hin. Ich kenne da jemanden vom Di-
akonischen Werk Husum. Für rechtliche Fra-
gen laden wir die Richterverbände ein. Und 
was	ist	mit	den	Betroffenen?	Wie	Betroffe-
ne? Da sagst du was. Gut, dass dir das noch 
eingefallen	ist.	Die	hätten	wir	sonst	glatt	ver-
gessen.	Also	auch Landeselternbeiräte und 
Landesschülervertretungen auf	die	Liste.	

Ein Fachgespräch zu Schulabsentismus 
ohne	 GEW,	 Lehrer*innen	 und	 Schulsozi-
alarbeiter*innen!	 Krasser	 können	 uns	 un-
sere	 Volksvertreter*innen	 ihr	 Desinteres-
se	kaum	zeigen.	 Im	kursiven	Text	sind	fett	
die Eingeladenen hervorgehoben. Wer es 
nicht	 glaubt:	 https://www.landtag.ltsh.
de/infothek/wahl20/umdrucke/01200/um-
druck-20-01254.pdf

…  Donnerstag,	4.	Mai	2023	
Kein	Knast	für	Kinder

D a	schlagen	die	Herzen	von	Anhänger*in-
nen	einfacher	Lösungen	für	komplexe	

LesePeter Mai 2023 
für das Kinderbuch 
„Reißaus mit 
Krabbenbrötchen“

Der	LesePeter	für	den	Monat	Mai	geht	
an	Silke	Schlichtmann	für	das	Kinder-
buch	„Reißaus	mit	Krabbenbrötchen“.	
Der Kinderroman nehme sich voller 
Sensibilität dem Thema Demenz an, 
urteilte	die	Jury.
Mehr	Buchtipps	und	Unterrichtsma-
terialien:	https://www.gew.de/gew/
ausschuesse-arbeitsgruppen/weite-
re-gruppen/die-ajum	

Save the Date: 

Qualifizierung	 für	 Berufsschullehr-
kräfte	im	November
Seminarangebot	zu	den	Themen	
Verschwörungsideologien	und	
Menschenfeindlichkeit

Am	23.	-	25.	November	2023	findet	in	
Wetzlar	das	Qualifizierungsseminar	für	
Fachkräfte	an	Berufsschulen	statt:	„Von	
Verschwörungen und anderen Erzäh-
lungen. Wie man Verschwörungsideo-
logien erkennt, wie sie wirken und was 
man ihnen entgegnen kann“. Koopera-
tionspartner ist die lea bildungsgesell-
schaft	mbH	der	GEW	Hessen.



1. 	Mai 	2023	 in 	Schleswig-Holstein
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